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Deutschland kann mehr 
tinter diesem Motto stand 
der 17. Parteitag der CDU 
in Leipzig am 1. und 2. De- 
zember. 

Im Mittelpunkt des Par- 
teitages stand die Diskus- 
sion und die Beschlussfas- 
sung von drei richtungsent- 
scheidenden Anträgen. Mit 
der überwältigenden Zu- 
stimmung zu dem Leitan- 
trag „Deutschland fair än- 
dern. Ein neuer Generatio- 

nenvertrag für unser Land", 
zu dem Steuerreformkon- 
zept von Friedrich Merz und 
zu dem unter der Leitung 
von Generalsekretär Lau- 
renz Meyer erarbeiteten 
„Reformprojekt für eine le- 
bendige Volkspartei" habe 
die CDU bewiesen, jederzeit 
die Regierungsverantwor- 
tung übernehmen zu können, 
zeigte sich die Parteivorsit- 
zende Forlsetzung Seite 3 
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"Deutschland kann erheblich mehr, als Rot- 
Grün möglich macht" 

"Deutschland steht am 
NEUES siEUERNOocLi   Scheideweg", sagte die Partei- 

und Fraktionsvorsitzende 
Angela Merkel zu Beginn ihrer 
Grundssatzrede auf dem CDU- 
Partertao in Leiozica. wahrend 

gut.n W«9" 

PRESSESTIMMEN 
CDUi "Inuga von Aufbrach und J. 

/CUsbu.    teem* 

der 17.Parteitag ist vorü- 
ber. An zwei Tagen sind 
wichtige Weichen für die 
Zukunft gestellt worden. 
Die CDU Deutschlands hat 
mit ihren Beschlüssen be- 
wiesen, dass sie inhaltlich 
und organisatorisch gut auf- 
gestellt ist. 

Wie gewohnt finden Sie 
die Beschlüsse und die 
wichtigsten Reden im vollen 
Wortlaut im UiD. In der Ih- 
nen vorliegenden Ausgabe 

des UiD finden Sie die Rede 
der Parteivorsitzenden An- 
gela Merkel sowie in der Do- 
kumentation die Rede von 
Altbundespräsident, Roman 
Herzog, und den Beschluss 
des Parteitages zur Reform 
der Sozialen Sicherungssys- 
teme „Deutschland fair än- 
dern". In Ausgabe Nr. 39 
dokumentieren wir den 
Beschluss „Ein modernes 
Einkommensteuerrecht für 
Deutschland". Außerdem 
finden Sie in der nächsten- 
Ausgabe die Rede von Frie- 
drich Merz zur Einführung 
in diesen Antrag. In Aus- 

gabe Nr. 40 drucken wir die 
Einführung in den Be- 
schluss „Bürgerpartei CDU. 
Reformprojekt für eine le- 
bendige Volkspartei" von 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer, sowie den Beschluss 
ab. 

Sie wollen nicht solange 
warten? Kein Problem. Be- 
suchen Sie unsere Partei- 
tagssonderseiten auf www. 
cdu.de. Dort finden Sie be- 
reits jetzt alle Reden und 
Beschlüsse zum Download. 
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Fortsetzung von Seite 1: 

Angela  Merkel  zufrieden. 
Während sich die Sozialde- 
mokraten als „reform- und 
regierungsunfähig"   erwei- 
sen, arbeitet die CDU daran, 
Deutschland   wieder   nach 
vorn zu bringen. „Wir ver- 
schlafen   unsere   Oppositi- 
°nszeit nicht, sondern wir 
sind der Reformmotor im 
Land", rief Angela Merkel 
in den Applaus der Dele- 
gierten. Die zentralen Pro- 
bleme Deutschlands  seien 
offensichtlich:   „zu   wenig 
Arbeit, instabile soziale Si- 
cherungssysteme, hoch ver- 
schuldete öffentliche Haus- 
halte,   zu   wenig   Kinder". 
Auch bei den Innovationen 
und bei Bildung und For- 
schung, falle das Land im- 
mer weiter zurück. Deshalb 
gebe es nur eine Alternative: 
»Entweder werden wir vom 
Wandel überrollt oder wir 
gestalten den Wandel", er- 
klärte die Partei- und Frakti- 
onsvorsitzende. Die Union 
werde die Menschen auf die- 
sem Weg mitnehmen. Denn 
»Deutschland   kann   mehr, 
erheblich   mehr,   als   Rot- 
Grün möglich macht." 

Was haben der 15. Juli 
'949 und der 1. Dezember 
2003 gemeinsam? Eine Ant- 
wort darauf gab der Ge- 
neralsekretär der CDU 
Deutschlands, Laurenz 
Meyer, in seiner Parteitags- 
rede. Beide Daten stehen für 

eine ordnungs- 
politische 
Richtungsent- 
scheidung: 
1949   wurden 
die Düsseldor- 
fer   Leitsätze 
verabschiedet, 
ein   Markstein 
auf dem Weg 
zur  Sozialen 
Marktwirt- 
schaft.     Mit 
dem Beschluss 
„Deutschland 
fair ändern. Ein neuer Gene- 
rationenvertrag   für   unser 
Land" hat die Union die Zu- 
kunft der Sozialsysteme in 
Deutschland auf eine verläs- 
sliche und sichere Basis ge- 
stellt. Laurenz Meyer dank- 
te der Kommission „Soziale 
Sicherheit",  die unter der 
Leitung  von  Bundespräsi- 
dent a.D. Prof. Roman Her- 
zog die Grundlage für die- 
sen    programmatischen 
Wurf gelegt habe. Von vier 
Grundsätzen habe sich die 
Kommission leiten lassen, 
führte der Generalsekretär 
aus: Verlässlichkeit, Gene- 
rationengerechtigkeit, Vor- 
rang für Familien und Kin- 
der, sowie mehr Wachstum 
und Arbeitsplätze. Mit der 
konsequenten Orientierung 
an diesen Leitideen sei es der 
CDU   gelungen,   als   erste 
deutsche Partei ein in sich 
geschlossenes Gesamtkon- 
zept für die Zukunft der so- 

Der sächsische Ministerpräsident Georg Milhradt 
überreicht Angela Merkel ein Gastgeschenk 

zialen Sicherungssysteme 
zu entwickeln. Dies sei seit 
vielen Jahren die größte pro- 
grammatische Leistung ei- 
ner Partei in Deutschland. 
Ergänzt werde dieses Papier 
durch das vom Parteitag be- 
schlossene Steuerreform- 
konzept des stellv. Vorsit- 
zenden der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Friedrich 
Merz, das eine radikale Ver- 
einfachung des heutigen 
Steuersystems vorsieht. 

Mit den Beschlüssen ha- 
be die CDU die Zielsetzung 
für das Jahr 2003 voll erfüllt. 
Nach der Bundestagswahl 
habe man sich vorgenom- 
men, sich in den Feldern fle- 
xibler Arbeitsmarkt, Steu- 
ern und soziale Sicherungs- 
systeme neu aufzustellen. 
Und genau wie vor 50 Jahren 

liefere die CDU nun die 
Blaupause für eine bessere 
Zukunft, sagte Generalse- 
kretär Laurenz Meyer. 
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17.PARTEITAG 

REDE   DER   PARTEIVORS ITZENDEN   ANGELA   MERKEL 

Wir verschlafen unsere 
Oppositionszeit nicht 

Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe 
Freunde! Am letzten Frei- 
tag wurde im ZDF Konrad 
Adenauer zu Deutschlands 
Bestem gewählt, und zwar 
von weit über 700 000 An- 
rufern, ganz gleichmäßig 
aufgeteilt nach Alters- 
gruppen, nach Männern 
und Frauen. 

Liebe Freunde, ich bin si- 
cher, diese Wahl ist ein gutes 
Omen für unseren Parteitag 
hier in Leipzig. Denn was 
wollen die Menschen im 
Land? Sie wollen Mut, sie 
wollen Beständigkeit, sie 
wollen Verlässlichkeit, und 
genau das ist das, was 
Konrad Adenauer zu Be- 
ginn dieser Bundesrepublik 
Deutschland verkörpert hat 
und was wir als Christlich 
Demokratische Union für 
die Menschen in Deutsch- 
land verkörpern. 

Liebe Freunde, vor uns 
liegen jetzt zwei Tage mit 
bedeutenden Weichenstel- 
lungen. Nach vielen Wo- 
chen intensiver Diskussion 
werden wir heute und mor- 
gen ein Reformpaket vollen- 
den. Ich freue mich auf die 
Debatten dieses Arbeitspar- 
teitages, denn sie sind wich- 

tig-nicht nur für unsere Par- 
tei, sondern für die Men- 
schen in unserem Land. Wir, 
die Christlich Demokrati- 
sche Union Deutschlands - 
das muss das Signal sein, das 
von Leipzig ausgeht -, wir, 
die CDU, haben die pro- 
grammatische Kraft, den 
geistigen Führungsanspruch 
und den politischen Ge- 
staltungswillen, Deutsch- 
land wieder nach vorne zu 
bringen. Liebe Freunde, 
Deutschland kann mehr! 
Dabei könnten wir es uns - 
das steht ja außer Frage - ei- 
gentlich sehr leicht machen. 
Die beiden Tage dieses Par- 
teitages ließen sich mühelos 
anders bestreiten. Wir könn- 
ten die Zeit ganz locker da- 
mit verbringen, die dramati- 
sche Lage in unserem Land 
zu  beschreiben.   Rot-Grün 

macht Fehler am Fließband, 
Rot-Grün korrigiert sich in 
immer kürzeren Abständen. 
Deutschland steckt in seiner 
schwersten wirtschaftlichen 
Krise seit 1949: Rekordar- 
beitslosigkeit, Rekordver- 
schuldung, Meuterei in der 
SPD - die Lage ist weiß Gott 
leicht zu kritisieren. 

Liebe Freunde, der Vor- 
sitzende einer Volkspartei 
wirft seinen eigenen Dele- 
gierten auf dem Parteitag der 
SPD öffentlich „kollektive 
Unvernunft" vor und droht 
der eigenen Truppe mit den 
Worten „Euch mache ich 
fertig". „Euch mache ich fer- 
tig", das ist offensichtlich 
das, was die zentrale Bot- 
schaft von Bochum war, und 
das alles unter dem Motto 
„Das Wichtige tun". „Euch 
mache ich fertig" unter dem 
Motto „Das Wichtige tun", 
das ist es, was die Menschen 
ärgert. Ich bin mir nicht ganz 
sicher, aber in diesen Sätzen 
steckt ja vielleicht auch die 
Vollendung dessen, was 
Schröder einst gesagt hat: 
„Erst das Land, dann die Par- 
tei". Und nun: „Dann mache 
ich euch fertig." - Liebe 
Freunde, diesen Mann muss 
man davon abhalten, dass er 
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uns alle in diesem Lande 
noch kaputtmacht, und das 
ist unser Auftrag. 

Das Ergebnis des SPD- 
Parteitages ist dann ja auch 
so: Neben spärlichen positi- 
ven Ansätzen gibt es eine 
ganze Batterie an neuer 
Staatsintervention: Ausbil- 
dungsplatzabgabe, höhere 
Erbschaftsteuer, erweiterte 
Kapitalertragsteuer, Block- 
ade betrieblicher Bündnisse 
für Arbeit, Einheitskasse in 
der Krankenversicherung. 
Immer das gleiche Muster: 
In der Not soll es überall der 
Staat richten. Wann endlich, 
liebe Freunde, lernt die SPD, 
dass der Weg zu mehr Staat 
immer der Weg zu weni- 
ger Wachstum, Aufschwung 
und Beschäftigung ist? Das 
ist die Frage, die wir den So- 
zialdemokraten zu stellen 
haben. 

Bilanz 2003 

Liebe Freunde, wer so 
stur ist, der ist eben auch re- 
formunfähig, und wer re- 
formunfähig ist, der ist im 
Grunde auch regierungsun- 
fähig. Das ist die Wahrheit, 
niit der wir in Deutschland 
im Augenblick zu kämpfen 
haben. Unsere Bilanz, die 
der Christlich Demokrati- 
schen Union, im Jahre 2003 
ist eine andere. Sie ist ein 
großer     Vertrauensbeweis 

der Menschen in unserem 
Lande für uns: In Hessen ha- 
ben die Wählerinnen und 
Wähler die Regierungsar- 
beit von Roland Koch und 
der dortigen CDU in ein- 
drucksvoller    Weise    be- 
stätigt. Die hessische CDU 
hat das erste Mal in der Ge- 
schichte bei Landtagswah- 
len die absolute Mehrheit 
der Sitze errungen. Lieber 
Roland Koch, zu diesem tol- 
len Sieg herzlichen Glück- 
wunsch! Es ist auch Ihr per- 
sönlicher Erfolg. Alles Gute 
mit dieser Verantwortung! 
In    Niedersachsen    trium- 
phierte am selben Tag die 
CDU mit Christian Wulff. 
Herzlichen   Glückwunsch! 
Mit Christian Wulff hat - 
das spüren wir - die starke 
Riege unserer Ministerprä- 
sidenten im Bundesrat an 
Schlagkraft beachtlich wei- 
ter zugelegt. In Schleswig- 
Holstein hat sich auch ein hi- 
storischer Wandel  vollzo- 
gen: Nach der Kommunal- 
wahl stellen wir mit Ange- 
lika Volquartz zum ersten 
Mal nach 50 Jahren SPD- 
Herrschaft die Oberbürger- 
meisterin in Kiel. Herzli- 
chen Glückwunsch! Lieber 
Peter-Harry Carstensen, das 
ist ein gutes Omen. Ich bin 
mir für eure Landtagswahl 
2005 ganz sicher: Wir wer- 
den    es    gemeinsam    an- 
packen, dass der wunder- 
schöne Norden endlich in 

wunderschöne Hände 
kommt,    nämlich    in   die 
Hände der Christlich Demo- 
kratischen Union. In Bre- 
men konnte mit der Bürger- 
schaftswahl im Mai die seit 
1995 erfolgreich regierende 
Große Koalition fortgesetzt 
werden.    Respekt,    lieber 
Bernd Neumann, Respekt, 
lieber   Hartmut   Perschau, 
das ist euer Verdienst. Vor 
vielen Jahren hätte keiner 
gedacht, dass aus Bremen 
mit Hilfe der CDU das wer- 
den kann, was aus dieser 
Hansestadt   geworden   ist. 
Herzlichen Dank! Im Sep- 
tember   schließlich   haben 
unsere bayerischen Freunde 
etwas Einmaliges geschafft, 
die      Zweidrittelmehrheit. 
Das macht euch in Bayern so 
schnell keiner nach, möchte 
ich  nach  München  rufen. 
Edmund Stoiber, es ist ein 
tolles Wahlergebnis, es ist 
auch ein sehr persönliches 
Wahlergebnis, und der CDU- 
Parteitag   gratuliert   Ihnen 
aus  ganzem  Herzen  noch 
einmal zu dieser Rekordlei- 
stung in Bayern. Herzlichen 
Glückwunsch!   Und   dann 
last, but not least: Kommu- 
nalwahlen in Brandenburg. 
Wer hätte sich das vorstellen 
können: Im Land des roten 
Adlers wurde die Christlich 
Demokratische Union stärk- 
ste Partei! Mit Frau Tiemann 
stellt in der ursozialdemo- 
kratischen Stadt Branden- 
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burg die CDU jetzt auch die 
Oberbürgermeisterin. Herz- 
lichen Glückwunsch, lieber 
Jörg Schönbohm! Alles Gu- 
te für die nächsten Monate! 

Es sind dies Ihre Erfolge 
in den Ländern und in den 
Kommunen. Diese Erfolge 
sind, wie ich glaube, aber 
auch Ausdruck einer guten 
Zusammenarbeit zwischen 
der Bundesgeschäftsstelle 
und den Landesverbänden. 
Lassen Sie mich neben dem 
Dank an die Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter des 
Konrad-Adenauer-Hauses 
hier ganz persönlich Willi 
Hausmann Dank sagen, der 
gestern seinen letzten Ar- 
beitstag als Bundesge- 
schäftsführer hatte. Lieber 
Willi Hausmann, stellver- 
tretend für alle sage ich Ih- 
nen im Blick auf die Zeit, die 
Sie hier in der Christlich De- 
mokratischen Union gear- 
beitet haben, ein herzliches 
Dankeschön. Zugleich gebe 
ich meiner Hoffnung auf ein 
baldiges Wiedersehen Aus- 
druck. Sie sind ein wirkli- 
cher Freund dieser Partei ge- 
worden. Herzlichen Dank 
von diesem Parteitag aus! 
Ich begrüße auf das Herz- 
lichste auch den neu bestell- 
ten und ab 1. Januar im Amt 
befindlichen Geschäftsfüh- 
rer, Herrn von Thadden, der 
neben Willi Hausmann Platz 
genommen hat. Herzlich 
willkommen und auf gute 

Große Zustimmung bei den Delegierten 

Zusammenarbeit! 
Liebe Freunde, all diese 

Ergebnisse spiegeln etwas 
wider, was wir das Mei- 
nungsklima im Lande nen- 
nen. Die Unzufriedenheit 
mit der Bundesregierung hat 
ein unglaubliches Ausmaß 
angenommen. Was aber viel 
wichtiger ist: In allen we- 
sentlichen Kompetenzfel- 
dern liegt die Union vorn. 
Wir könnten uns deshalb mit 
verschränkten Armen zu- 
rücklehnen. Wir könnten 
dem chaotischen Treiben 
dieser Regierung zusehen. 
Ich sage Ihnen aber: Das ist 
mitmirnichtzu machen. Das 
ist mit uns als gesamter 
Union nicht zu machen. Nur 
auf die Fehler der anderen 
hinzuweisen hilft unserem 
Land keinen Deut weiter. 
Das würde unserer Verant- 
wortung nicht gerecht. Des- 
halb heißt es: Wir können 
mehr. Deutschland kann 
mehr. Wir müssen zeigen, 
was in diesem Satz steckt. 
Wir müssen die Kräfte des 

Aufbruchs freisetzen. Ge- 
ben wir diesem unserem 
Land, was es verdient. Das 
ist eine Politik, die weiß, 
worauf sie aufbaut. Das ist 
eine Politik, die nach vorne 
schaut. Das ist eine Politik, 
die nicht von der Hand in den 
Mund lebt. Das ist vor allen 
Dingen eine Politik, die es 
nicht nötig hat, jemanden 
fertig zu machen, sondern 
die die Menschen im Lande 
mitnimmt. Das ist unsere Po- 
litik. So und nicht anders tre- 
ten wir heute auch an. So und 
nicht anders wollen wir die 
Menschen überzeugen. So 
und nicht anders beraten wir 
auf diesem Parteitag das 
größte und umfassendste Re- 
formpaket, das es in der CDU 
seit langem gegeben hat. 

Ich weiß, dass ich der 
CDU damit einiges zugemu- 
tet habe. Ich weiß, dass die- 
ses Werk uns allen vieles ab- 
fordert, innerhalb der CDU 
und auch im Verhältnis von 
CDU und CSU. Deshalb ist 
es für mich genau an dieser 
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Stelle auch weit mehr als 
eine Pflichtübung, wenn ich 
Edmund Stoiber für die ge- 
meinsame Zusammenarbeit 
ganz persönlich und im Ver- 
hältnis    unserer    Parteien 
danke. Wir haben spannende 
Zeiten hinter uns und - des- 
sen bin ich ganz sicher - wir 
haben auch spannende Zei- 
ten vor uns. Liebe Freunde, 
wenn man so liest, was in die- 
sen Tagen über CDU und 
CSU schon wieder gerätselt, 
gemutmaßt,   gedacht   und 
vermutet wird, dann sage ich 
Ihnen: Unsere Gegner und 
die Außenstehenden werden 
das Geheimnis des Erfolges 
von CDU und CSU sowieso 
°ie ganz verstehen. Ich sage 
aber auch: Das macht nichts, 
das brauchen sie auch gar 
nicht.     Lieber  Generalse- 
kretär Markus Söder,  wie 
sagt man bei euch im Süden? 
"Mir san mir." Und wie sagt 
nian bei  mir im  Norden? 
»Wat mut, dat mut." Beides 
gehört eben zusammen. Die 
CDU   braucht  eine   starke 
CSU, die CSU braucht eine 
starke CDU und nur gemein- 
sam  sind  wir eine starke 
Union, nur gemeinsam kön- 
nen wir mehr für Deutsch- 
land tun. So und nur so wer- 
den wir Erfolg für die Union 
haben. Das wissen wir alle. 
Deshalb   herzliche   Grüße 
nach  Bayern.   Ich  möchte 
hier  auch  einem   anderen 
Freund danken, der erst et- 

was später kommt, meinem 
Stellvertreter Michael Glos. 
Wir haben in der Bundes- 
tagsfraktion von CDU und 
CSU täglich die Arbeit zu 
leisten, um die Gemeinsam- 
keit auch in Politik umzuset- 
zen, um diese Gemeinsam- 
keit in Wettbewerb mit unse- 
ren politischen Gegnern um- 
zusetzen. Ich arbeite mit ihm 
vertrauensvoll zusammen. 
Es ist menschlich spannend 
und es ist menschlich ver- 
lässlich. Liebe Freunde, das 
ist nicht selbstverständlich. 
Deshalb herzlichen Dank 
und in diesen Dank einge- 
bettet herzliche Grüße von 
allen Kolleginnen und Kol- 
legen der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion an die- 
sen Parteitag, soweit sie 
heute nicht hier sind! 

Reformmotor 

Liebe Freunde, wir, die 
Union, sind es, die als Re- 
formmotor dieses Land nach 
vorne bringen wollen. Ich 
sage aber auch ebenso deut- 
lich: Das muss so sein! Nie- 
mand von uns hier in diesem 
Saal kann sich drücken. Ei- 
nes muss klar sein: Ich will 
nicht, dass wir denselben 
Fehler wie Herr Schröder 
machen. Wir verschlafen un- 
sere Oppositionszeit nicht. 
Wir gehen nicht sehenden 
Auges in eine Lage hinein, 

wo wir uns mit der Kritik an 
den anderen zufrieden ge- 
ben, um dann anschließend 
eine Landtagswahl nach der 
anderen zu verlieren. Nein, 
wir machen das anders. Wir 
arbeiten in die Zukunft hin- 
ein. Das ist unser Thema, das 
ist unser Ansatz und diesen 
werden wir hier zur Vollen- 
dung bringen. Wir wissen 
doch, früher oder später, aber 
mit   Sicherheit   allerspäte- 
stens 2006 ist Schluss mit 
Rot-Grün. Dann muss wie- 
der ordentliche Politik ge- 
macht  werden.  Die  Men- 
schen haben ein Anrecht dar- 
auf, dass wir darauf vorbe- 
reitet sind. Dafür werden hier 
in Leipzig die Weichen ge- 
stellt. Ich bin stolz - eigent- 
lich ist das das falsche Wort - 
, ich bin dankbar, dass Sie 
sich alle mit auf diesen Weg 
gemacht haben. Wir haben in 
den letzten Monaten ja er- 
lebt, dass jede Gruppe ener- 
gisch um die eigenen Interes- 
sen kämpft: die Mittelstands- 
vereinigung wie die CDA 
und der Wirtschaftsrat, die 
Senioren   Union   wie   die 
Junge Union und die Frauen- 
Union, der RCDS wie die 
KPV, die Schüler Union, der 
Evangelische    Arbeitskreis 
und die Ost- und Mitteldeut- 
sche Vereinigung. Das brau- 
chen wir auch. Das ist gut und 
richtig so, denn in den Ar- 
beitskreisen und in den Ver- 
einigungen zeigen sich ja die 
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unterschiedlichen Interes- 
sen. Genau das macht eine le- 
bendige Volkspartei aus. 
Auf der einen Seite artikulie- 
ren also die Gruppen, die 
Vereinigungen und die Ar- 
beitskreise ihre Interessen. 
Auf der anderen Seite ist es 
uns aber gelungen, immer 
den Blick für das Ganze im 
Auge zu behalten. Das ist es, 
was eine Volkspartei glei- 
chermaßen leisten muss. Das 
ist uns gelungen. Alles an- 
dere wäre aber auch völlig 
verantwortungslos gewesen. 

Unser Land steckt in ei- 
nerschweren Krise. Die Pro- 
bleme des Landes sind ja für 
jeden offensichtlich: zu we- 
nig Arbeit, instabile soziale 
Sicherungssysteme, hoch 
verschuldete öffentliche 
Haushalte, zu wenig Kinder, 
in einigen Jahrzehnten 30 
Millionen weniger Deut- 
sche, Abwanderung gerade 
in den neuen Bundeslän- 
dern, nicht gesteuerte Zu- 
wanderung in anderen Be- 
reichen. 

Die Versäumnisse sind 
hinlänglich bekannt. Aber 
wir dürfen nicht die Augen 
vor ihnen verschließen. Wir 
sind in der Bildung zurück- 
gefallen. Bei der Forschung 
wird gekürzt. Die Bürokra- 
tie in diesem Land wird eben 
nicht abgebaut, der Arbeits- 
markt ist eben nicht flexibi- 
lisiert. Das Steuersystem ist 
bis heute nicht vereinfacht 

und die Wachstumsbarrie- 
ren für die Wirtschaft sind 
nach wie vor existent. Die 
Uhr zurückdrehen - das geht 
nicht. Der Einfluss der Welt- 
wirtschaft und der globale 
Wettbewerb, die technolo- 
gische Revolution hin zur 
Informations- und Wissens- 
gesellschaft, die demogra- 
phische Entwicklung - 
diese Fakten stehen alle für 
die nächsten 40 Jahre fest - 
sind geschichtliche Ab- 
läufe, die wir nicht wieder 
rückgängig machen können. 
Sie sind unumkehrbar. Des- 
halb müssen wir uns auf sie 
einstellen. 

Den Wandel gestalten 

Die Wahrheit ist an dieser 
Stelle in der Tat schonungs- 
los und kann deshalb nicht 
oft genug wiederholt wer- 
den: Deutschland steht in 
diesen Monaten am Schei- 
deweg. Entweder werden 
wir Deutschen vom Wandel 
überrollt oder aber wir 
schaffen es, den Wandel zu 
gestalten. Das genau ist die 
Alternative. Ich will, liebe 
Freunde, dass die Union den 
Wandel gestaltet. Ich will 
ein Weiteres: Ich will, dass 
die Union die Menschen auf 
diesen Weg mitnimmt. 
Denn Deutschland kann 
mehr. Deutschland kann er- 
heblich mehr, als Rot-Grün 

im Augenblick leistet. Ich 
werde immer wieder ge- 
fragt, ob es denn in die rich- 
tige Richtung geht. Ja, 
meine Güte, eine Schnecke 
kann auch in die richtige 
Richtung kriechen. Aber 
was wir in Deutschland 
brauchen, ist nicht eine 
Schneckenspur, sondern ist 
ein Sprung nach vorne. 
Dafür stehen wir, nicht Rot- 
Grün. Die Probleme sind 
klar und wohl auch von je- 
dem in diesem Raum akzep- 
tiert. Aber wir müssen noch 
über etwas anderes debattie- 
ren: Es fehlt in unserem 
Land an einer der wesentli- 
chen Voraussetzungen für 
die Gesundung unseres Lan- 
des: Es fehlt an Vertrauen - 
Vertrauen in die politische 
Führung, Vertrauen in die 
ökonomische und soziale 
Kraft, Vertrauen in die eige- 
nen Fähigkeiten, Chancen 
und Möglichkeiten. Das hat 
nicht nur, aber auch mit den 
gebrochenen Versprechen 
dieses Bundeskanzlers zu 
tun. Mittlerweile fürchten 
sich ja sogar die eigenen 
Leute vor jeder Äußerung 
von Schröder. Es ist daher 
kein Wunder, dass die saar- 
ländische SPD ihren eige- 
nen Bundeskanzler vor- 
sichtshalber schon einmal 
für den Wahlkampf im näch- 
sten Jahr ausgeladen hat. 
Aber auch das wird der 
SPD im Saarland überhaupt 
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nichts helfen. Denn Peter 
Müller hat eine viel zu gute 
Politik gemacht: innovativ- 
stes Bundesland, Auszeich- 
nung als „Ministerpräsident 
des Jahres". Das ist nicht das 
Ergebnis flotter Sprüche, 
sondern das Ergebnis harter 
Arbeit - ein Ergebnis, lieber 
Peter Müller, das die Men- 
schen am 5. September 2004 
honorieren werden. Peter 
Müller wird Ministerpräsi- 
dent des Saarlandes bleiben 
und das ist auch richtig so. 
Wir werden gemeinsam 
dafür kämpfen. Dass, wie 
ich gesagt habe, Vertrauen 
fehlt, hat auch mit dem Bun- 
deskanzler zu tun,aber nicht 
nur. Denn inzwischen ist 
daraus noch mehr erwach- 
sen. In Deutschland greift in 
dieser Situation ein Stück 
Fatalismus um sich, und 
zwar mit all seinen Folgen. 
Die Menschen begreifen 
das, was passiert, nicht mehr 
im Gesamtzusammenhang, 
sondern beziehen es nur auf 
sich. Einschnitte und Kür- 
zungen werden als Angriffe 
auf den eigenen Lebensstan- 
dard wahrgenommen. Sie 
fragen sich: Wo ist mein per- 
sönlicher Nutzen? Was 
bringt mir eine Reform? Wo 
ist die große Linie? Daraus 
folgt: Reform kann man 
nicht gegen oder ohne die 
Menschen - oder über die 
Köpfe hinweg - gestalten, 
sondern nur mit ihnen. Wer 

wie der Bundeskanzler aber 
immer als Getriebener der 
Ereignisse wirkt, wer als Be- 
gründung für Veränderun- 
gen nur die Defizite in den 
Kassen und den Zwang zu 
Leistungsabbau und Ko- 
stensenkung anführt, der 
darf sich nicht wundern, 
wenn ihm auf diesem Weg 
kaum jemand folgen mag. 

Was ich möchte und was 
wir vermitteln müssen, ist: 
Die Bürger müssen die Per- 
spektive haben, dass sich 
das, was ihnen vom Staat zu- 
gemutet wird, für sie auch 
auszahlt. Das muss nicht un- 
bedingt heute sein, vielleicht 
noch nicht einmal morgen, 
wohl aber am Ende des 
Weges. Das ist die Aufgabe 
unserer politischen Wirt- 
schaft: Am Ende des Weges 
müssen die Menschen wis- 
sen, dass konkrete Anstren- 
gungen konkrete Gegenlei- 
stungen bringen. Natürlich 
haben die Menschen ein 
Recht auf Sicherheit im Al- 
ter. Natürlich wollen wir 
auch in Zukunft angemes- 
sene medizinische Betreu- 
ung. Und natürlich sollen die 
Menschen eine Perspektive 
auf einen Arbeitsplatz ha- 
ben, damit sie ihren Beitrag 
für das Land leisten können. 
Liebe Freunde, Wohlstand 
und Sicherheit für Verände- 
rungsbereitschaft und Lei- 
stung - das ist der Reform- 
vertrag, den wir, die Christ- 

lich Demokratische Union, 
den Menschen in diesem 
Land anbieten. Das ist unser 
Credo. Aber machen wir uns 
nichts vor: Auch mit diesem 
Angebot hat man Zweifel an 
uns. Die Frage, ob wir es 
tatsächlich besser können als 
Rot-Grün, erlebe ich - wie 
wahrscheinlich viele von Ih- 
nen auch - ziemlich häufig. 
Ich erlebe diese Frage zum 
Beispiel dann, wenn ich von 
den „zweiten Gründerjah- 
ren" spreche. Ich kann die 
Skepsis manchmal förmlich 
mit den Händen greifen, 
wenn die Menschen fragen: 
Was meint sie damit? 
Zunächst einmal: Wir leben 
heute in einer anderen Zeit 
als die Menschen in der er- 
sten Gründerzeit unseres 
Landes. Zentrale Rahmen- 
bedingungen unseres Le- 
bens sind heute, nach 1990- 
durch die deutsche Einheit, 
durch die Globalisierung, 
durch die Wissensgesell- 
schaft -, völlig andere als 
1949. Aber eines ist, da sind 
wir uns wohl einig, geblie- 
ben und gilt damals wie 
heute: Das ist der Geist, der 
Gründerjahre auszeichnet - 
Mut, Aufbruch, Entschlos- 
senheit. Für mich hat das in 
jüngster Zeit niemand so gut 
in Worte gefasst wie der 
Richter am Bundesverfas- 
sungsgericht di Fabio. Er hat 
einen Aufsatz über die 
„Grundlagen  der Gemein- 
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schaft" geschrieben, in dem 
er ausführt: „Eine Gesell- 
schaft funktioniert, wenn die 
Menschen in ihr das Gelin- 
gen wollen, einig sind über 
fundamentale Werte, etwas 
für sich selbst leisten, das 
Fortleben in künftigen Ge- 
nerationen in das Zentrum 
ihrer Lebensgestaltung 
rücken, nicht vergessen und 
bereit sind, aus dem wirt- 
schaftlichen Erfolg heraus 
einen Beitrag für die Ge- 
meinschaft zu erbringen." 

Das ist es, worum es geht: 
einig sein über fundamen- 
tale Werte, etwas leisten 
wollen, künftige Generatio- 
nen im Blick haben, aus 
wirtschaftlichem Erfolg ei- 
nen Beitrag für die Gemein- 
schaft erbringen. Das genau 
ist das, was unser Land zu- 
sammenhält; das ist es, was 
wir „Gemeinsinn" nennen. 
Nun werden manche von Ih- 
nen denken: Schöne Worte; 
theoretisch mag das alles ja 
stimmen. Das ist ja auch eine 
gute Zielbestimmung. Aber 
das praktische Leben hat 
doch damit herzlich wenig 
zu tun. Was heißt hier ei- 
gentlich, das Fortleben in 
künftigen Generationen in 
das Zentrum der Lebensge- 
staltung der Menschen 
rücken, wenn gleichzeitig in 
vielen Fällen die Erfahrung 
gemacht wird: „Wenn ich 
mich für eine Familie mit 
Kindern entscheide, geht es 

Vorsitzende und Generalsekretär sind zufrieden 

mir   materiell   und   sozial 
schlechter?" 

Was heißt denn, das Fort- 
leben in künftigen Genera- 
tionen in das Zentrum der 
Lebensgestaltung zu stellen, 
wenn die Älteren unsicher 
darüber sind, was für sie da- 
bei herauskommt und wenn 
die Jüngeren Sorge darüber 
haben, dass ihre soziale Si- 
cherheit in Gefahr ist? Was 
heißt es denn, an diesen Ge- 
meinsinn zu glauben, wenn 
ich täglich spüre, wenn ich 
zum Arzt gehe: „Der Weg ist 
eigentlich ein Weg in die 
Zwei-Klassen-Medizin"? 
Und was heißt es hier eigent- 
lich, aus wirtschaftlichem 
Erfolg heraus einen Beitrag 
für die Gemeinschaft lei- 
sten? Das kann jaein Satz aus 
den 80er-Jahren, vielleicht 
sogar aus den 70er-Jahren 
sein. Wissen Sie, wir Ost- 
deutsche denken manchmal: 
„Seitdem wir dabei sind, 
funktioniert der Westen 
auch nicht mehr so, wie es 
einmal der Fall war." - Sie, 
liebe Freunde aus dem We- 
sten, denken: „Seitdem die 

Ostdeutschen 
dabei sind, ist 
es mit den gol- 
denen alten 
Zeiten vorbei." 
- Was heißt 
hier eigentlich 
„wirtschaftli- 
cher Fort- 
schritt"? Erle- 

ben wir ihn noch? Spätestens 
seit der deutschen Einheit 
sind hier neue Fragen aufge- 
taucht. Ferner könnte ich fra- 
gen: „Ist denn nun wirklich 
derjenige, der sich anstrengt, 
der, der auch Leistung in der 
Gesellschaft bekommt? Ist 
nicht eigentlich der Ehrliche 
der Dumme? Was ist denn 
mit der Schattenwirtschaft? 
Was ist denn mit den Steuer- 
flüchtlingen? Was ist denn 
mit dem Sozialmissbrauch 
in unserer Gesellschaft?" - 
Worte und Taten klaffen für 
viele Menschen in diesem 
Lande auseinander. Das 
müssen wir ernst nehmen, 
liebe Freunde. Ansonsten 
finden wir nicht die richtigen 
Antworten. Deshalb stellt 
sich die Frage: „Was kenn- 
zeichnet unsere Gemein- 
schaft?" - Edmund Stoiber 
hat vor kurzem in einem In- 
terview einen Satz gesagt, 
den ich sehr nachdenkens- 
wert finde. Er sagte nämlich: 
„Die Deutschen leiten ihr 
Zusammengehörigkeitsge- 
fühl nicht wie andere Länder 
vor allem aus einem Natio- 
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nalgefühl heraus ab, sondern 
aus dem Vertrauen in den 
Rechts- und Sozialstaat." 
Aber ich frage: „Was pas- 
siert denn, wenn genau die- 
ses Vertrauen in den Rechts- 
und Sozialstaat schwindet? 
Wenn das Dickicht von Ge- 
setzen und Verordnungen 
für die Leute überhaupt nicht 
mehr überschaubar ist? Was 
bleibt uns, den Deutschen im 
Jahr 2003, denn dann in einer 
wirtschaftlichen Krise, in ei- 
ner Phase, wo wir uns zum al- 
lerersten Mal in dieser Bun- 
desrepublik fragen: Geht es 
weiter aufwärts oder geht es 
vielleicht mit dem Lebens- 
standard auch abwärts?" 
Deshalb müssen wir uns ge- 
nau diese Frage politisch 
stellen und fragen: „Was be- 
deutet sie für uns, die wir die- 
ses Land gestalten wollen?" 

Da glaube ich, wir müs- 
sen erstens unser Selbstver- 
ständnis richtig beschrei- 
ben. Es ist ja unbestritten: Es 
War das Vertrauen in den 
Rechts- und Sozialstaat, das 
dieses Land nach 1945 stark 
gemacht hat. Es war „made 
tn Germany"; es war die 
Deutsche Mark; es war die 
soziale Marktwirtschaft; es 
War das Wirtschaftswunder, 
auf das wir stolz waren und 
un Übrigen immer noch 
suid. Es waren vor allem 
diese Dinge, mit denen sich 
die Menschen in unserem 
Lande identifizieren konn- 

ten. Deshalb ist es-Wilfried 
Martens hat es eben gesagt - 
für uns viel mehr als ein Ta- 
gesereignis, wenn wir zuse- 
hen müssen, wie Eichel und 
Schröder den Stabilitäts- 
und Wachstumspakt mit 
Füßen treten. Eichel und 
Schröder machen an dieser 
Stelle nicht mehr und nicht 
weniger, als dass sie sich am 
Erbe der Deutschen Mark 
versündigen, an einem Zei- 
chen dessen, was uns stark 
gemacht hat und was unsere 
Identität geprägt hat. 

Aber unser Selbstver- 
ständnis umfasst inzwi- 
schen, seit 1945, viel mehr: 
Der 8. Mai 1945, der 17. Juni 
1953, das Frühjahr bzw. der 
August 1968, der 9. Novem- 
ber 1989 - markante Daten 
unserer Geschichte: Nieder- 
lage und Befreiung, Volks- 
aufstand, Studentenprote- 
ste, aber auch der Einmarsch 
sowjetischer Panzer in Prag, 
Mauerfall, Freiheit, Einheit, 
Geschehnisse, über die im- 
mer wieder gestritten 
wurde; Geschehnisse, bei 
denen Parteien und Gruppen 
in unserem Land aufeinan- 
der geprallt sind, aber auch 
Geschehnisse, bei denen 
zwischen Beteiligten und 
Unbeteiligten eine ganz an- 
dere Fähigkeit unseres Lan- 
des sichtbar wird. Ein Re- 
dakteur der „Welt" hat das 
kürzlich „sich selbst zu ver- 
söhnen" genannt. Ich denke, 

das ist ein interessantes und 
ein gutes Wort. Es ist diese 
Kraft zur Selbstversöhnung, 
die unser Land stark ge- 
macht hat. Dieser Kraft 
wohnt immer wieder eine 
befreiende Wirkung inne. 
Und unser Land stellt diese 
Kraft immer und immer wie- 
der unter Beweis. Diese 
Kraft ist zusätzlich zu dem, 
was uns seit 1945 stark ge- 
macht hat, inzwischen eben- 
falls Teil unseres Selbstver- 
ständnisses. 

Patriotismus 

Liebe Freunde, man kann 
sich ja nur immer wundern, 
wer sich alles in den letzten 
Tagen zum Patriotismus 
äußert. Da hat doch der 
Kanzler in der Haushaltsde- 
batte des Deutschen Bun- 
destages in der letzten Wo- 
che gesagt - eine hochinter- 
essante Definition -: „Ein 
Patriot ist, wer meinen Re- 
formen zustimmt." - Das 
muss man sich einmal genau 
auf der Zunge zergehen las- 
sen. Es fällt einem doch so- 
fort der Satz ein: „Ein Patriot 
ist der, der tut, was ich will." 
- Ich sage dazu: Welch eine 
Anmaßung für einen Demo- 
kraten! Dann ist es ja nicht 
mehr weit zum Sonnenkö- 
nig, der sagt: „Der Staat bin 
ich." - Dieser vermeintliche 
Patriotismus ist eigentlich 
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nichts weiter als eine Er- 
pressung derer, die eine an- 
dere Meinung haben. Liebe 
Freunde, mit uns so nicht, 
auch nicht in den nächsten 
Tagen, wenn es um die 
Lösung von Problemen in 
Deutschland geht. Davon 
unterscheidet sich unser 
Selbstverständnis. Unser 
Selbstverständnis ist ein an- 
deres. Die Aussöhnung der 
Deutschen mit sich selbst - 
auch über parteipolitische 
Grenzen hinweg, zwischen 
Betroffenen und Nichtbe- 
troffenen - ist, das wissen 
wir, im Übrigen ja auch nie- 
mals abgeschlossen. Genau 
darauf gründen sich ja die 
Schlachten der Gegenwart 
und der Zukunft. Von diesen 
Schlachten werden wir noch 
viele zu schlagen haben. Das 
ist es ja gerade, was Politik 
so spannend, so faszinierend 
macht. Nehmen wir nur das 
Zentrum gegen Vertreibun- 
gen. Zwölf Millionen Men- 
schen in Deutschland sind 
nach dem Zweiten Welt- 
krieg Opfer von Vertreibun- 
gen geworden. Das wird 
glücklicherweise nun auch 
von allen anerkannt. Es ist 
deshalb auch gut und richtig, 
dass wir sagen, dass es ein 
Zentrum gegen Vertreibun- 
gen geben soll. Wir müssen 
glücklicherweise nicht mehr 
darüber streiten, dass es das 
geben soll, aber wir müssen 
schon noch darüber streiten, 

wo es dieses Zentrum geben 
soll. Zu der guten, überpar- 
teilichen Idee sage ich: Weil 
Vertreibung nicht etwas ist, 
von dem nur wir Deutsche 
betroffen sind, kann es viele 
solcher Zentren in Europa 
geben. Aber ich sage auch: 
Wir müssen und werden un- 
seren Nachbarn gegenüber 
in freundschaftlichem Ge- 
spräch deutlich machen: Ei- 
nes dieser Zentren, das, das 
auch der deutschen Vertrei- 
bung gedenkt, muss in 
Deutschland, in Berlin, in 
der Hauptstadt, sein. Dort 
gehört es hin; dort muss es 
seinen Platz haben. 

Natürlich muss sich Poli- 
tik zweitens - abgesehen 
von der Frage des Selbstver- 
ständnisses - auch immer 
wieder der Werte vergewis- 
sern, die sich für uns in der 
Vergangenheit als tragfähig 
erwiesen haben. Das ist in 
Zeiten der allgemeinen Ver- 
unsicherung im Übrigen 
wichtiger denn je. Wir wer- 
den erleben, dass die Frage 
nach Sachaspekten zum Teil 
hinter die Frage nach dem, 
was uns leitet, also nach den 
Werten, zurücktritt. Es ist 
wichtig, dass diese Werte 
nach außen erkennbar sind. 
Wir dürfen sie nicht unter 
dem Tisch verborgen halten, 
sondern sie müssen erkenn- 
bar sein, damit die Wähle- 
rinnen und Wähler der 
Christlich Demokratischen 

Union nicht die Orientie- 
rung verlieren. Wenn wir 
das nicht täten, dann würden 
wir als Europapartei - un- 
sere Freunde Wilfried Mar- 
tens und Pier Ferdinando 
Casini haben es heute so 
zum Ausdruck gebracht - 
mit einem riesigen Ansehen, 
also als Partei mit vielen 
Freunden in Europa, Ver- 
trauen verlieren. Dieses 
Vertrauen, das von Konrad 
Adenauer bis Helmut Kohl 
aufgebaut worden ist, be- 
deutet, dass man uns jeder- 
zeit sagen würde: Jawohl, 
wenn ihr die Regierungsver- 
antwortung in diesem Lande 
zurückgewinnt, dann glau- 
ben wir in Europa euch, dass 
Deutschland berechenbar 
und verlässlich ist. 

So wie es wichtig ist, 
Klarheit über die Werte in 
Bezug auf diejenigen zu ha- 
ben, die uns vertrauen, so ist 
es natürlich genauso wich- 
tig, Vertrauen in Bezug auf 
uns zu haben, damit wir 
nicht Selbstzweifel bekom- 
men. All das hat auch damit 
zu tun, wie ich, wie die Kol- 
leginnen und Kollegen der 
Partei- und Fraktionsfüh- 
rung und die Mehrheit der 
frei gewählten Abgeordne- 
ten der Fraktionsgemein- 
schaft von CDU und CDU 
auf die Rede des Abgeord- 
neten Martin Hohmann rea- 
giert haben und wie sie dies- 
bezüglich letztlich entschei- 

12 UID 38/2003 



17.PARTEITAG 

M« viel Applaus bedacht: Roman Herzog 

den mussten. Zu den wich- 
tigsten geistigen und politi- 
schen Wurzeln der Christ- 
lich Demokratischen Union 
zählt gerade der christlich 
niotivierte Widerstand ge- 
gen das nationalsozialisti- 
sche Terrorregime. Eugen 
Gerstenmeier, Mitglied der 
Widerstandsgruppe des 
»Kreisauer Kreises", später 
Vorstandsmitglied der CDU 
und über viele Jahre Bun- 
destagspräsident, fand auf- 
grund seiner persönlichen 
Erfahrung zu der Formel - 
ich zitiere ihn -: „die Kon- 
stituierung der CDU hat in 
den Gefängnissen von Tegel 
begonnen." Eine solche Par- 
tei hat es nicht verdient, sich 
eine - unter welcher Über- 
schrift auch immer - ge- 
führte Diskussion um an- 
gebliche Benachteiligungen 
Deutschlands vor dem Hin- 
tergrund unserer Geschichte 
aufdrängen zu lassen. Das 
brauchen wir nicht. 

Für eine Partei wie die 
Christliche Demokratische 
Union gehört zur ständigen 

Aussöhnung der 
Deutschen mit 
sich selbst auch 
die fortwähren- 
de Anerkennung 
dessen, was un- 
aussöhnlich ist; 
die Anerken- 
nung der Singu- 
larität des Holo- 
causts. 

Weil wir den Holocaust 
als Singularität anerkannt 
haben, können wir heute sa- 
gen: Wir sind frei, wir sind 
vereint, wir sind souverän. 
Diese Anerkennung hat uns 
zu dem gemacht, was wir 
heute sind. Deshalb möchte 
ich, dass es für die Zukunft 
so bleibt. 

Art. 1 des Grundgesetzes 
- das war eine Konsequenz 
aus den Erfahrungen, die in 
der Gründung der Bundesre- 
publik Deutschland münde- 
ten - lautet: „Die Würde des 
Menschen in unantastbar." 
Für uns gelten unwiderruf- 
lich die Werte weiter, die 
Andreas Hermes und Jakob 
Kaiser 1945 in das Land hin- 
aus sandten. Diese Werte be- 
stimmen und prägen unauf- 
löslich unsere programmati- 
schen Grundsätze in der 
Union seit mehr als 50 Jah- 
ren. Sie gelten für jeden Ein- 
zelnen von uns, für jedes 
Ortsverbandsmitglied, für 
jeden Stadtverordneten, für 
jeden Abgeordneten. Wer 
durch   sein   Verhalten   in 

Wort und Tat daran Zweifel 
begründet, der muss gehört 
werden und er muss diese 
Zweifel ausräumen. Wenn 
das in angemessener Zeit 
nicht geschieht, dann müs- 
sen wir die Konsequenzen 
ziehen, so schmerzlich sie 
menschlich auch sind. Ich 
sage ganz bewusst: Das gilt 
ungeachtet öffentlicher Auf- 
geregtheiten oder der mora- 
lischen Entrüstung der Lin- 
ken, deren Anstandsritual 
hauptsächlich dann in Gang 
kommt, wenn der Auslöser 
rechts von ihnen steht. Das 
ist schon 50 Jahre so und 
kann uns bei dem, was wir 
tun, nicht leiten. Wir sind 
uns das selbst schuldig. Wir 
sagen: Unsere CDU ist 
christlich-sozial, liberal und 
konservativ. Wir alle sind 
und waren immer Mitglie- 
der der deutschen Verfas- 
sungspartei; wir sind und 
bleiben d i e Europapartei 
- mit allen Rechten, aber 
auch mit allen Pflichten, bei- 
des gehört zusammen. Wir 
stehen zu unseren Pflichten 
aus innerer Überzeugung 
heraus, sensibel, selbstbe- 
wusst, aber auch konse- 
quent. Wir billigen nieman- 
dem zu, daran zu zweifeln. 
„Wir sind weder auf dem lin- 
ken noch auf dem rechten 
Auge blind." Diesen Satz hat 
Helmut Kohl häufig gesagt. 
Er hat Recht gehabt - es 
bleibtunserSatz-: „Wirsind 
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weder auf dem rechten noch 
auf dem linken Auge blind." 

Ich füge deshalb hinzu: 
Wir verbitten es uns, dass die 
anderen glauben, sie könn- 
ten uns mit Pauschalvorwür- 
fen überziehen. Sie sollen 
Ross und Reiter nennen; al- 
les andere ist parteitaktisch 
motiviert. Das werden wir 
nicht zulassen. Auch das die 
Botschaft von Leipzig. 

Wir erleben es doch in 
vielen sachpolitischen Dis- 
kussionen: Kaum einer kann 
sich doch verkneifen, uns in 
der Zuwanderungsdiskus- 
sion sofort in eine rechte 
Ecke zu stellen. Ich habe 
über die Fragen „Wie emp- 
finden Menschen ihr per- 
sönliches Leben?" und 
„Glauben sie, dass es ge- 
recht zugeht?" gesprochen. 
Man muss natürlich darüber 
sprechen, dass es den Miss- 
brauch des Asylrechts gibt. 
Man muss natürlich sagen: 
Die Folge können nur Steue- 
rung und Begrenzung von 
Zuwanderung sein. Alles 
andere wird in der Bevölke- 
rung keine Akzeptanz fin- 
den. Deshalb kämpfen wir, 
unter anderem Peter Müller, 
Wolfgang Bosbach, für un- 
seren Weg, ganz hart und 
ganz entschieden, ie wollen 
wir denn den Menschen in 
unserem Lande erklären - 
ich weiß, dass man Gerichte 
nicht kritisieren soll -, dass 
zwar ein christliches Kreuz 

in der Schule nicht aufge- 
hängt werden darf, dass aber 
extra ein Gesetz gemacht 
werden muss, um einer Leh- 
rerin zu verbieten, ein Kopf- 
tuch zu tragen? Das passt 
doch nicht zusammen, es- 
halb ist es richtig, dass An- 
nette Schavan - viele Kul- 
tusminister werden folgen - 
mittlerweile einen Gesetz- 
entwurf auf den Weg ge- 
bracht hat, mit dem man ver- 
sucht, das Beste aus den ge- 
gebenen Bedingungen zu 
machen und das Tragen ei- 
nes Kopftuchs in der Schule 
erst einmal zu verbieten. Sie 
hat unsere ganze Unterstüt- 
zung bei diesem Projekt. Es 
ist doch - das kann keiner in 
Abrede stellen - im Wesent- 
lichen das christliche Erbe, 
auf dem sich unser einigen- 
des Europa aufgebaut hat. 
Deshalb fordern wir - ich 
finde es richtig, dies zu for- 
dern -: Was Europa ganz we- 
sentl ich eint, gehört als Gott- 
esbezug auch in die Präam- 
bel eines Verfassungsver- 
trags eines Europas. Die 
Menschen wollen mit Recht 
- in dieser Sache müssen wir 
ihr Anwalt sein - , dass Eu- 
ropa eine Seele hat. Es darf 
nicht nur ein Paragraphend- 
schungel sein, sondern es 
muss eine geistige Grund- 
lage haben. Ich nenne stell- 
vertretend für viele an dieser 
Stelle unseren Freund Erwin 
Teufel, der genau wie Peter 

Altmaier, Elmar Brok und 
viele andere mit Verve ge- 
nau um diesen Verfassungs- 
vertrag gekämpft hat. Herz- 
lichen Dank, Erwin Teufel, 
für dieses Engagement und 
viel Glück in der letzten 
Phase. Dann können wir klar 
machen: Grundlage und 
Orientierung unseres ge- 
samten politischen Han- 
delns sind und bleiben das 
christliche Verständnis vom 
Menschen und die daraus 
abgeleiteten Grundwerte 
Freiheit, Solidarität und Ge- 
rechtigkeit. Wir machen mit 
den Konzepten, die wir 
heute und morgen beraten, 
deutlich, dass wir diese 
Werte in die Praxis umset- 
zen und dass wir das, was 
uns in dieser Republik seit 
50 Jahren leitet, heute für das 
21. Jahrhundert wieder ge- 
stalten wollen. Ich danke 
Jürgen Rüttgers, Christoph 
Bohr und Annette Schavan, 
die in der Präambel zu unse- 
ren Anträgen genau das her- 
vorgehoben haben: Was be- 
deuten Freiheit, Gerechtig- 
keit und Solidarität heute 
unter veränderten Bedin- 
gungen? Wir brauchen ne- 
ben dem Selbstverständnis 
und der Frage unserer Werte 
drittens als Folge daraus ver- 
lässliche Konzepte für die 
Zukunft. Wir haben gese- 
hen: Ein Land wie Deutsch- 
land wird seit 1945 durch 
mehr als nur durch ökono- 
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mischen Erfolg getragen. 
Ein Land wie Deutschland 
Jst reif und erwachsen ge- 
worden. Für eine Partei wie 
die CDU gründet sich Pa- 
triotismus auf Geschichts- 
bewusstsein. Aber Patriotis- 
mus erschöpft sich nicht 
darin. Er entwickelt-das ist 
für unsere Arbeit wichtig - 
eine produktive, ja befrei- 
ende Kraft für die Zukunft. 
Daraus schöpfen wir die 
Kraft, klar zu machen: Was 
sind unsere nationalen, 
deutschen Interessen in Eu- 
ropa und in der Welt? Wir 
Senden uns genau aus die- 
sem Grund gegen diejeni- 
gen, die Europa und Ame- 
rika spalten wollen. Es ist 
nicht in unserem Interesse, 
dass Europa gegen Amerika 
arbeitet. Es wird kein geein- 
tes Europa gegen Amerika 
geben. Es ist ureigenes deut- 
sches Interesse, so zu ver- 
fahren und so zu agieren. 

Genau aus dieser Kraft 
heraus, die wir mit unseren 
Interessen verbinden, sagen 
wir: Jawohl, unsere föderale 
Ordnung muss verändert 
werden. Sie ist in ihrer 
Schnelligkeit und in der Art 
und Weise, wie sie funktio- 
niert, nicht mehr die Ord- 
nung, die uns im Weltsystem 
Wettbewerbsfähig sein lässt. 
Deshalb müssen wir han- 
deln. Genauso gehen wir an 
das Steuersystem und die so- 
zialen     Sicherungssysteme 

heran. Eine Welt, die sich 
verändert hat, ist eine Welt, 
auf die wir reagieren müssen. 

Mit dieser Kraft kann, 
wenn wir es richtig machen, 
das Vertrauen in die Wirt- 
schafts- und Sozialordnung 
als Teil unseres nationalen 
Zusammengehörigkeitsge- 
fühls wieder wachsen. Dar- 
aus erwachsen Kraft und 
Mut, die Weichenstellungen 
vorzunehmen. Ich bin ganz 
entschieden dafür, dass wir 
es dabei im Allgemeinen 
nicht belassen. Ich bin viel- 
mehr dafür, dass wir uns 
klare Ziele setzen. Wir wol- 
len bei wirtschaftlichem 
Wachstum, bei öffentlichen 
und privaten Investitionen, 
bei der Bekämpfung offener 
und verdeckter Arbeitslo- 
sigkeit, bei Qualität von Bil- 
dung und Ausbildung von 
heute an in zehn Jahren übe- 
rall wieder unter den ersten 
Drei in Europa sein. Dann 
hätten wir etwas für dieses 
Land geschafft. Das kann 
dieses Land schaffen. 

Wachstum 

Dafür brauchen wir drei 
Dinge: erstens Wachstums, 
zweitens Wachstum, drit- 
tens Wachstum. Wachstum 
ist nicht alles. Aber ich sage 
Ihnen voraus: Ohne Wachs- 
tum ist alles, was wir unter- 
nehmen, nichts und wir wer- 

den unsere Ziele nicht errei- 
chen. Richtiges Wachstum 
ist absolut zwingend, wenn 
die Kürzungen, die jetzt not- 
wendig waren, nicht die 
nächsten 30 Jahre so weiter- 
gehen sollen. Deshalb wird 
die CDU im Jahr 2004 das 
Projekt Wachstum in den 
Mittelpunkt ihrer Arbeit 
stellen. Man muss sich ein- 
mal vergegenwärtigen: Wir 
sind das größte Land in Eu- 
ropa. Dieses größte Land in 
Europa und dieser ganze eu- 
ropäische Kontinent starren 
unentwegt in Richtung Ver- 
einigte Staaten von Ame- 
rika, weil sie die einzige Ent- 
wicklungschance für uns 
darin sehen, ein paar Brosa- 
men vom amerikanischen 
Wachstum abzubekommen. 
Mit diesem Selbstverständ- 
nis gestalten wir das 21. 
Jahrhundert nicht. Ich will 
das Projekt Wachstum so, 
dass wir selber an einen Auf- 
schwung und einen Beitrag 
zur Entwicklung der Welt 
glauben. Das muss unser 
Anspruch sein. So wird nach 
Herzog 2003 Wachstum 
2004 als unser Projekt fol- 
gen. Ludwig Erhard hat uns 
im Grunde schon 1957 in 
seinem Buch „Wohlstand 
für alle" aufgeschrieben: 
„Es ist sehr viel leichter, je- 
dem Einzelnen aus einem 
immer größer werdenden 
Kuchen ein größeres Stück 
zu gewähren als einen Ge- 
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winn aus einer Auseinander- 
setzung um die Verteilung 
des Kuchens ziehen zu wol- 
len, weil auf solche Weise 
jeder Vorteil mit einem 
Nachteil bezahlt werden 
muss." Das, was Ludwig Er- 
hard schon 1957 gesehen 
hat, gilt heute unter Globali- 
sierungsbedingungen umso 
stärker. Deutschland kann 
mehr. Deutschland muss 
Wachstum schaffen. Genau 
da ordnet sich unser Projekt 
der Zukunft der sozialen Si- 
cherungssysteme ein. Liebe 
Freunde, mein Dank gilt al- 
len Mitgliedern der Herzog- 
Kommission, allen voran, 
lieber Herr Professor Her- 
zog, Ihnen. Herzlichen 
Dank, dass Sie diese Arbeit 
übernommen haben. 

Mein Dank gilt stellver- 
tretend allen Mitgliedern, 
aber auch dem Generalse- 
kretär Laurenz Meyer, der 
Sie - so habe ich aus der 
Ferne beobachtet-an vielen 
Stellen unterstützt hat. So ist 
es gemeinsam ein gutes 
Werk geworden. Herzli- 
chen Dank, lieber Laurenz 
Meyer. 

Herr Professor Herzog, 
Sie werden heute noch zu uns 
sprechen. Aber Sie haben in 
einer unerbittlichen Klarheit 
bei der Vorstellung der Er- 
gebnisse der Herzog-Kom- 
mission erklärt: „Wenn wir 
jetzt nichts machen, dann 
fliegt das System in die Luft." 

Weil Sie jenseits der partei- 
taktischen Verdächtigungen 
sind, haben nach Ihren Wor- 
ten plötzlich viele Menschen 
im Lande aufgehorcht, weil 
sie wussten: Wenn er sagt, 
dass das System in die Luft 
fliegt, dann muss daran etwas 
Wahres sein. Was hat uns bei 
der Arbeit geleitet? Wir wis- 
sen nicht alles über die Zu- 
kunft in den nächsten 30 Jah- 
ren. Das können wir auch 
nicht. Aber wir haben die ver- 
dammte Pflicht, das, was wir 
wissen, zu bedenken, dies 

dorte weltweit eine persön- 
lich gespürte Erfahrung ist. 

Das ist für die Menschen 
nichts Abstraktes, nichts, 
auf das man mit einem 
„Weiter so!" antworten 
kann. Wir brauchen, um 
wirklich vorankommen zu 
können, einen richtigen Be- 
freiungsschlag. Der Weg, 
den wir wählen müssen, 
kann nur der sein, unsere So- 
zialsysteme stärker von den 
Arbeitskosten zu entkop- 
peln. Diese Konstruktion ist 
nämlich eine der Eigenar- 

den Menschen mitzuteilen 
und daraus die Schlussfolge- 
rungen zu ziehen. Wir stellen 
fest: Die Alterung der Ge- 
sellschaft wird unsere Ge- 
sellschaftzwischen2010und 
2030 massiv verändern. Das 
andere Stichwort ist die glo- 
bale Welt. Wir erleben haut- 
nah - viele unserer Mitglie- 
der jeden Tag -, wie sich die 
Arbeitswelt verändert und 
dass der Wettbewerb nicht ir- 
gendeine Größe ist, sondern 
der Wettbewerb der Stan- 

ten, die uns in der globalen 
Gesellschaft besondere 
Schwierigkeiten bereiten. 
Deshalb verfolgen wir die- 
sen Weg entschieden, um et- 
was für die Zukunft des 
Wohlstands und der Ar- 
beitsplätze in Deutschland 
zu tun. Wir sind der Über- 
zeugung, dass ein Herum- 
doktern an den bestehenden 
Systemen keine umfassende 
Besserung bringen wird. Ich 
weiß - das sage ich in aller 
Ernsthaftigkeit -, dass wir 
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•fiit unseren Vorschlägen 
Neuland betreten. Wenn 
man in einem Bereich Neu- 
land betritt, ist es immer so, 
dass man dort noch keine Er- 
fahrungen gesammelt hat. 
deshalb muss man gründ- 
lich überlegen und kann 
nicht hoppla hopp be- 
schließen, wie man etwas 
macht. Man muss hin- und 
herrechnen und muss immer 
^ieder überprüfen, ob eine 
Änderung notwendig ist. 
Änderungen darf man den 
Menschen nicht einfach zu- 
muten. Aber wenn man, 
Nachdem man gerechnet, 
überlegt und abgewägt hat, 
2u der festen Überzeugung 
kommt, dass es keine Alter- 
ative gibt, dann ist es die 
Pflicht ehrlicher und redli- 
cher Politik, den Menschen 
Zu sagen, dass es besser ist, 
Neuland zu beschreiten, wo- 
durch man das Ziel errei- 
chen kann, als das Betreten 
yon Neuland zu vermeiden 
und das Ziel nicht dauerhaft 
erreichen zu können. Das ist 
unsere Aussage. 

Mut an sich ist kein 
Selbstzweck. Aber Mut 
gehört auch dazu. Die Ge- 
sundheitsreform, die zum 1. 
Januar in Kraft treten wird, 
wird die Versicherten in 
Deutschland belasten. Das 
•st die Wahrheit. Man kann 
feststellen: Noch zwei oder 
drei solcher Reformen kann 
man    den    Menschen    in 

Deutschland nicht zumuten. 
Angesichts dessen, dass die 
Schere zwischen Beiträgen 
und Kosten unaufhaltsam 
größer wird, gibt es nur noch 
zwei Möglichkeiten, die das 
System hergibt: Entweder 
steigen ständig die Beiträge 
mit der Folge, dass es weni- 
ger Arbeit und geringere 
Einkommen gibt, oder es 
werden immer mehr Lei- 
stung ausgeschlossen. Die 
Erfahrung lehrt, dass beide 
Entwicklungen-ein Anstei- 
gen der Beiträge und eine 
Ausgrenzung von Leistun- 
gen - wahrscheinlich paral- 
lel ablaufen werden. 

Deshalb sind wir zu dem 
Schluss gekommen, dass un- 
ser bisheriges System an 
seine Grenzen gekommen 
ist. Jetzt zu zögern, hieße, 
dass wir zu einer Zweiklas- 
senmedizin kommen. Aus 
diesem Grunde mussten wir 
also eine Entscheidung tref- 
fen. Wir haben uns entschie- 
den. Der Enlscheidungspro- 
zess war, wie ich glaube, sehr 
lebendig; auch heute werden 
wir wieder darüber diskutie- 
ren. Es haben Regionalkon- 
ferenzen stattgefunden. Dort 
haben wir nicht nur über 
Zahlen gesprochen. Liebe 
Freunde, ganz besonders lie- 
ber Norbert Blüm, bei allem 
Disput in der Sache, bei al- 
lem, worüber auch heute 
noch unterschiedliche Ein- 
schätzungen vorliegen, hat 

jeder, der an dieser Diskus- 
sion   mitgewirkt   hat,   ge- 
wusst, dass es nicht um Zah- 
len, Rechenwerke und Mo- 
delle geht, sondern um die 
Menschen in diesem Land, 
die einen Anspruch auf so- 
ziale Sicherheit im Gesund- 
heitsbereich haben. Dieses 
Ziel eint uns und wird uns 
immer einen. Wenn man ge- 
nau hinsieht, dann hat Rot- 
Grün  längst erkannt,  dass 
Reformen im Rahmen des 
bestehenden Systems nicht 
tragfähig   sind.   Deswegen 
hat sich Rot-Grün für eine 
Bürgerversicherung       ent- 
schieden. Meine Meinung ist 
- das sage ich Ihnen klipp 
und klar -: Die Bürgerversi- 
cherung ist der falsche Weg. 
Was gut klingt, wird schließ- 
lich in einer Einheitskasse 
ohne   Wettbewerb   enden. 
Der Trend zu mehr Abhän- 
gigkeit   vom   demographi- 
schen   Faktor  würde   ver- 
stärkt. Die Verkopplung von 
Arbeitskosten und Gesund- 
heitskosten  -  das   ist  ein 
Strukturfehler - würde be- 
stehen    bleiben.    Deshalb 
schreibt der Sachverständi- 
genrat der Bundesregierung, 
dass die Einführung der Bür- 
gerversicherung   insgesamt 
bis zu 1,2 Millionen Arbeits- 
plätze kosten könnte. 

Wir kennen all die Argu- 
mente, die gegen die Her- 
zog-Prämie angeführt wer- 
den. Ich höre unsere sozial- 
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demokratischen Wettbe- 
werbe' schon schreien, das, 
was wir vorhätten, sei unso- 
zial, Chef und Sekretärin 
müsstei gleichviel bezah- 
len. Das hört man immer 
wieder. Diejenigen von Rot- 
Grün, die das rufen, müssen 
aufpassen, dass nicht drei 
Finger zurückzeigen, wenn 
sie mit dem Finger auf uns 
zeigen Ich nenne nur Öko- 
steuer, Zuzahlung oder Ren- 
tenkürzungen. Das alles 
sind Produkte unzuverlässi- 
ger ror-grüner Politik der 
letzten Jahre. Es ist Teil un- 
seres christlichen Men- 
schenbildes, dass die Ge- 
sundheit jedes einzelnen 
Menschen, ob Sekretärin 
oder Chef, gleichviel wert 
ist. Deshalb sind die Kosten, 
die für die Gesundheit der 
Sekretärin und des Chefs an- 
fallen, gleich hoch. Anders 
geht es nicht, ansonsten sind 
wir bei einer Zweiklassen- 
medizin. Diese Überlegun- 
gen ergeben eine Prämie, 
wenn wir gleich umsteigen, 
von 180 Euro und einem 
Vorsorgebeitrag von 20 
Euro. Unser Maßstab, den 
wir aufgestellt haben, lautet, 
niemand soll mehr bezah- 
len, als er heute in dem be- 
stehenden System zahlt, 
wenn umgestellt wird. Und 
umgestellt wird, wenn wir 
Regierungsverantwortung 
übernehmen. Das bringt für 
die Menschen in unserem 

Lande Klarheit und Verläss- 
lichkeit bei der Umstellung. 

Wer trägt denn zu dem 
sozialen    Ausgleich    bei? 
Diese Frage muss man ein- 
mal stellen. Ich bin in den 
letzten Wochen bei dieser 
Frage böse geworden. Wie 
ist denn heutedie Verteilung 
der Solidarität in der gesetz- 
lichen      Krankenversiche- 
rung gesichert? Wenn der 
Chef, der drei Kinder hat und 
dessen   Ehefrau   nicht   er- 
werbstätig ist, freiwillig in 
der gesetzlichen Kranken- 
versicherung versichert ist, 
muss er bis zur Beitragsbe- 
messungsgrenze von 3 700 
Euro Beiträge bezahlen und 
alles, was er mehr verdient, 
wird   zum   sozialen   Aus- 
gleich des Risikos Gesund- 
heit   nicht   herangezogen. 
Dafür ist die ganze Familie 
kostenlos       mitversichert. 
Was ist daran sozial, dass 
zum Beispiel ich, weil ich 
privat versichert bin, zum 
sozialen     Ausgleich     mit 
Rentnerinnen und Rentnern 
und mit Geringverdienen- 
den in dieser Gesellschaft 
keinen einzigen Cent bei- 
trage? Ist das sozial bei dem 
Risiko wie der Gesundheit, 
das allgemein besteht und 
jeden treffen kann? Ich sage, 
das ist nicht sozial, liebe 
Freunde.  Deshalb  müssen 
wir das ändern. Die Ände- 
rung im Prämienmodell er- 
möglicht es, durch die Prä- 

mie Wettbewerb im System 
zu bekommen und gleich- 
zeitig den sozialen Aus- 
gleich auf breitere Schultern 
zu stellen. Dann durch die- 
sen sozialen Ausgleich im 
Steuersystem, der durch das 
Steuersystem am besten ge- 
regelt werden kann, weil die 
Progression des Steuersy- 
stems natürlich jeden nach 
seiner Leistungsfähigkeit 
besteuert, erfolgt gleichzei- 
tig - das ist das eigentlich 
Faszinierende - eine Ent- 
kopplung von den Arbeits- 
kosten. Das ist der Grund, 
warum der Sachverständi- 
genrat der Bundesregierung 
sagt, das koste keine Ar- 
beitsplätze, sondern schaffe 
Arbeitsplätze, weil Arbeit 
aus der Schwarzarbeit her- 
auskomme. Die Zahl wird 
mit eine Million angegeben. 
Da der Sachverständigenrat 
für die Bundesregierung ar- 
beitet, hat er sicherlich nicht 
zugunsten unseres CDU- 
Parteitags gehandelt, son- 
dern nichts weiter als die 
Wahrheit aufgeschrieben. 
Dafür werden wir auf die- 
sem Parteitag kämpfen, lie- 
be Freunde. 

Familien 

Eine weitere Frage, die 
mich besonders fasziniert, 
ist, wie es heute um den so- 
zialen Ausgleich in der ge- 
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setzlichen Krankenversi- 
cherung bestellt ist, wenn es 
um Familien geht. Der Bei- 
frag ist bruttolohnabhängig, 
das heißt, ob jemand ein 
Kind, zwei oder drei Kinder 
hat, er zahlt immer den glei- 
chen Beitrag zur Kranken- 
versicherung. Liebe Freun- 
de, bei einem Steuer finan- 
zierten System gehört zum 
sozialen Ausgleich auch 
eine Familienkomponente; 
denn derjenige, der Steuern 
Zahlt, zahlt, wenn er Kinder 
hat, aufgrund der Kinder- 
freibeträge weniger als der- 
jenige, der keine Kinder hat. 
Das bedeutet nicht nur bei- 
tragsfreie Mitversicherung 
der Kinder. Vielmehr wird 
der soziale Ausgleich für Fa- 
•ttilien besser geregelt, als 
das heute der Fall ist. Das ist 
e'n wirklicher Beitrag zur 
Verbesserung der Familien- 
Politik in unserem Land. 

Jawohl, darum will ich 
§ar nicht herumreden, das 
kostet Geld. Wir haben die 
Kosten auf etwa 28 Milliar- 
den Euro beziffert. Natür- 
'ich werden wir den Arbeit- 
geberbeitrag versteuern, 
fräs bringt 18 Milliarden 
Euro, sodass nur noch zehn 
Milliarden Euro fehlen. 
Wenn wir dies politisch wol- 
len, wenn dies Arbeitsplätze 
hfingt, dann müssen wir die 
fehlenden Mittel entweder 
aus dem Mehr an Wachstum 
aufbringen oder - auch hier 

will ich nicht darum herum- 
reden - die Steuern weniger 
als geplant senken. Wer sind 
die Belasteten und die Entla- 
steten? Diejenigen, die we- 
nig verdienen, werden nicht 
stärker belastet, aber auch 
nicht geringer. Diejenigen, 
die zwischen 2 500 Euro und 
3 700 Euro verdienen und 
damit in der Näher der Bei- 
tragsbemessungsgrenze lie- 
gen, werden entlastet, und 
zwar  zulasten   derjenigen, 
die oberhalb der Beitragsbe- 
messungsgrenze verdienen. 
Es werden zum Beispiel die 
Facharbeiter entlastet, also 
90 Prozent der Versicherten, 
die   bislang   ohne   jeden 
Grund den sozialen Aus- 
gleich alleine tragen. Das ist 
die Wahrheit. Wir sorgen 
über das Steuersystem für 
einen  sozialen  Ausgleich. 
Wir sagen ehrlich, wie es ist. 

Wir haben in den letzten 
Wochen auch  herausgear- 
beitet - ich danke allen So- 
zialpolitikern -, wie der so- 
ziale Ausgleich funktionie- 
ren   soll.   Liebe   Freunde, 
natürlich flößt es Angst ein, 
wenn gesagt wird: Wenn 
man bedürftig wird, dann 
muss man zum Amt gehen. 
Prämie und Ausgleich wer- 
den aber automatisch ver- 
rechnet, sodass diejenigen, 
die   Geringverdiener   sind 
und die Familienarbeit lei- 
sten, im Endeffekt eine ge- 
ringere Prämie zahlen als 

diejenigen, die ihre Prämie 
aus eigener Kraft zahlen 
können. Auch das ist unsere 
Verantwortung in einer soli- 
darischen Gesellschaft. Wir 
machen ein verlässliches 
Angebot, das Eigenverant- 
wortung und Eigenvorsorge 
stärkt und das den Familien 
hilft. Wir werden heute 
Nachmittag bei den Bera- 
tungen über die Renten-, die 
Arbeitslosen- und die Pfle- 
geversicherung ähnlich vor- 
gehen. Ich glaube, dass am 
Ende ein in sich konsistentes 
System herauskommt, von 
dem wir sagen können: Wir 
haben nicht gepennt, nicht 
geträumt und uns nicht in die 
Tasche gelogen, sondern 
den Mut gehabt, umzustei- 
gen, Neuland zu betreten, 
und damit für Sicherheit und 
Verlässlichkeit gesorgt. Ich 
bin stolz darauf, dass wir uns 
damit befassen werden. 

Morgen werden wir über 
ein Projekt beraten, das fe- 
derführend von Friedrich 
Merz bearbeitet wurde und 
mit dem wir deutlich ma- 
chen: Wer wieder Vertrauen 
und Verlässlichkeit möchte, 
der muss auch in den Finanz- 
beziehungen zwischen Bür- 
gern und Staat wieder Trans- 
parenz bringen. In den letzten 
Wochen hat es sehr interes- 
sante Umfragen gegeben. 
Die Menschen haben große 
Zweifel, ob Steuersenkun- 
gen überhaupt machbar sind. 
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Aber die Menschen sagen 
auch: Ich will meine Steuer- 
erklärung auf einen Zettel 
machen können, der nicht 
größer als ein Bierdeckel ist. 
Das ist mit Friedrich Merz' 
Steuermodell möglich. 
Dafür, lieber Friedrich, vie- 
len Dank und alles Gute für 
deine morgigen Beratungen. 
Genau das ist der Unter- 
schied zwischen den Sozial- 
demokraten und uns, liebe 
Freunde. Der amtierende Fi- 
nanzminister mit seinem 
ganzen Beamtenapparat 
möchte die Erbschaftsteuer 
erhöhen Die Grünen möch- 
ten die Vermögensteuer wie- 
der einführen. So bekommt 
man dieses Land nicht wie- 
der an die Spitze. Was pas- 
siert denn in einer globalen 
Welt? In Reichtums- und 
Armutsbericht der Bundes- 
regierung wird davon ausge- 
gangen dass derjenige, der 
weniger als die Hälfte des 
Durchseiinittsverdienstes 
hat, arrr ist. Liebe Freunde, 
wenn wir alle Reichen aber 
vertreiben dann sind die Ar- 
men nocl ärmer. Auf diesen 
Pfad möchte ich mich nicht 
begeben Das ist keine ver- 
antwortungsvolle Politik für 
dieses Land. 

Die Kalamität, in der wir 
in diesen Land stecken, fin- 
det ihrer Ausdruck nicht al- 
lein in den dramatischen Ar- 
beitslosenzahlen. Diese sind 
schlimm   genug.   Die   Ar- 

Annelle Schawan in der Aussprache 

beitslosenzahl wird im No- 
vember dieses Jahres wahr- 
scheinlich bei 4,2 Millionen 
liegen. Aber die eigentliche 
Kalamität wird durch die 
Tatsache deutlich gemacht, 
dass es heute 600 000 sozi- 
alversicherungspflichtige 
Arbeitsverhältnisse weniger 
gibt als vor einem Jahr. Das 
ist der eigentliche Ausdruck 
dessen, was Rot-Grün ange- 
richtet hat. Wir haben Ver- 
handlungen vor uns. Ich 
denke, es gibt eine breite Un- 
terstützung für Folgendes - 
dieses Signal möchte ich von 
diesem Parteitag senden -: 
Jawohl, wir wollen Kompro- 
misse. Aber wir machen nur 
Kompromisse, die wirklich 
verantwortbar sind. Jawohl, 
wir sind immer die Partei ge- 
wesen, die Steuersenkungen 
für richtig gehalten hat. Aber 
angesichts der Sparanstren- 
gungen unserer Ministerprä- 
sidenten wird es mit der 
Union keine Steuersenkun- 
gen geben, die völlig auf 
Pump finanziert werden. 
Steuersenkungen kann es nur 

dann geben, wenn 
entsprechende 
Strukturreformen in 
Deutschland durch- 
geführt werden. Die 
wichtigste Struktur- 
reform betrifft den 
ersten Arbeitsmarkt. 
Hier stehen die The- 

men „Kündigungs- 
schutz" und „betriebli- 

che Bündnisse" auf der Ta- 
gesordnung. Da wir zwei 
hochrangige Vertreter der 
Gewerkschaften hier haben, 
möchte ich ganz deutlich sa- 
gen: Wir glauben, dass die 
betrieblichen Bündnisse für 
Arbeit gesetzlich ermöglicht 
werden sollten. Wir haben 
dafür Vorschläge vorgelegt- 
Ich sage ausdrücklich: Soll- 
ten die Einzelgewerkschaf- 
ten in den nächsten Tagen 
vorschlagen, dass sie als Ta- 
rifpartner solche betriebli- 
chen Bündnisse ermöglichen 
wollen, dann würden wir im 
Gesetz klarstellen, dass sol- 
che betrieblichen Bündnisse 
Vorrang vor unseren gesetz- 
lichen Regelungen hätten. 
Ich glaube, das ist ein fairer 
Kompromiss, eine Möglich- 
keit. Ich wünsche ihnen viel 
Erfolg und hoffe, dass das 
klappt. Wir werden auf jeden 
Fall darauf reagieren. 

Liebe Freunde, ange- 
sichts dessen, über das im 
Vermittlungsausschuss ver- 
handelt wird - die Union 
nimmt hier eine einheitliche 
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Linie ein -, möchte ich sagen: 
Wachstum kann nur aus In- 
vestitionen, Innovation und 
Bildung entstehen. Deutsch- 
land ist nicht mehr in allen 
Bereichen ein moderner For- 
schungsstandort.    Deutsch- 
end hat an Terrain verloren. 
Deutschland braucht Refor- 
men. Ich bin dankbar, dass 
die CDU beim Thema Bil- 
dung   in   allen   Bereichen 
v°rne ist. Sachsen liegt auf 
p|atz drei der PISA-Studie, 
Baden-Württemberg       auf 
Platz zwei, Bayern auf Platz 
e»ns und Thüringen auf Platz 
vier. Wenn es nach uns ginge, 
wären die Studiengebühren 
Schon längst in Deutschland 
möglich, vor allem für Lang- 
zeitstudenten, dieendlich mit 
ihrem Studium fertig werden 
müssen, damit sie überhaupt 
45   Lebensarbeitsjahre   für 
'hre Rente erreichen. Es gibt 
bis jetzt kein einziges SPD- 
regiertes Land, das begonnen 
hat, das Abitur mit zwölf Jah- 
ren einzuführen. Die neuen 
Bundesländer haben es vor- 
gemacht und die unionsre- 
Sierten Länder machen es 
nach; zum Beispiel das Saar- 
'and unter Peter Müller, Hes- 
sen   und   Baden-Württem- 
berg. Das sind die Signale, 
die wir brauchen. Ich nenne 
auch    Niedersachsen    und 
Sachsen-Anhalt.  Jeder der 
dort regiert, macht seine Ar- 
beit    vernünftig.    Deshalb 
müssen es noch mehr Bun- 

desländer werden, die wir re- 
gieren. 

Schauen Sie sich an, was 
jenseits der finanziellen Ma- 
laise am Forschungsstandort 
Deutschland passiert.  Frau 
Künast beschäftigt sich da- 
mit, das Legehennenverbot 
früher als in den anderen eu- 
ropäischen Ländern in Kraft 
zu setzen. Christian Wulff 
muss viele Stunden seines 
Lebens damit verbringen, zu 
verhindern, dass Geflügel- 
produktionsbetriebe nicht in 
die Niederlande oder andere 
Länder abwandern und deut- 
sche  Bauern  Arbeitsplätze 
verlieren. Wir wol- 
len gleiche Wettbe- 
werbsbedingungen. 
Sie müssen sich ein- 
mal auf der Zunge 
zergehen lassen, wo- 
mit   sich   deutsche 
Ministerpräsidenten 
zu befassen haben. 
Es geht um die Höhe 
von Käfigen und die 
Frage, ob das Huhn 
ein Scharr- oder Flugtier ist, 
und es geht um die Frage, ob 
die Bestimmungen auch für 
Enten gelten sollen, wie Er- 
win Teufel gefragt hat. Liebe 
Leute, vor allen Dingen geht 
es in Deutschland um Ar- 
beitsplätze   für   Menschen, 
die in Deutschland eine Zu- 
kunft haben wollen und nicht 
aus diesem Land abwandern 
wollen. Ich persönlich halte 
es für einen der größten Skan- 

dale, dass bei der Finanznot 
der Bundesregierung der 
Bundesumweltminister an- 
lässlich der Vernichtung von 
Arbeitsplätzen im Kernkraft- 
werk Stade Sektkorken knal- 
len lässt; und das auf Steuer- 
zahlers Kosten. Wir müssen 
den Menschen sagen: Das ist 
das Allerletzte. Ich sage das, 
weil ich glaube, dass wir Pri- 
oritäten setzen müssen. Wir 
können die Priorität auf das 
Dosenpfand und auf die Che- 
mikalienrichtlinie setzen, die 
1 200 Seiten umfasst, wir 
können die Priorität aber 
auch auf die Themen setzen, 

Zustimmung von Peter Müller 

mit denen wir inder Welt mit- 
halten wollen, um aus Eu- 
ropa einen dynamischen 
Kontinent zu machen. 

Europawahlkampf 

Lieber Hans-Gert Poste- 
ring, du bist unser Spitzen- 
kandidat bei der anstehen- 
den Europawahl. Wir wer- 
den diese Europawahl dazu 
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nutzen, die Auseinanderset- 
zung darüber zu führen, wo- 
mit uns Europa hilft und was 
uns Europa bringt, damit wir 
den Wohlstand und die Le- 
bensqualität der Menschen 
auf unserem Kontinent und 
in Deutschland verbessern 
können. Ich danke all denen, 
zum Beispiel Hartmut Nas- 
sauer, Wolfgang Schäuble, 
Peter Hintze und Elmar 
Brok, die dafür sorgen, dass 
wir an diesem Prozess teil- 
haben können. Ich wehre 
mich dagegen, dass diejeni- 
gen, die uns vorwerfen, dass 
wir Themen wie die Che- 
mikalienrichtlinie und die 
Minderung des C02-Aus- 
stoßes auf die Tagesordnung 
bringen, uns zu Gegnern der 
europäischen Einigung 
stempeln wollen. Das wird 
es nicht geben. 

Das wird es auch in einem 
anderen Bereich nicht geben. 
Das sage ich klipp und klar. 
Es wird nicht das Haupt- 
thema sein, aber es wird ein 
Thema sein. Im Europawahl- 
kampf werden wir auch über 
die Frage sprechen, wer in 
Zukunft Mitglied der Eu- 
ropäischen Union sein sollte. 
Nachdem wir viele Jahr- 
zehnte unseren türkischen 
Freunden immer wieder Illu- 
sionen gemacht haben, ist es 
an der Zeit, dass wir auf der 
Grundlage der Kopenha- 
gener Kriterien ganz deutlich 
sagen, was wir können und 

was wir nicht 
können. Nach 
meiner festen 
Überzeugung 
- auch das be- 
trifft einen 
Teil der Ko- 
penhagener 
Kriterien - ist 
die heutige 
Europäische 
Union nicht 
fähig, in ab- 
sehbarer Zeit auch noch die 
Türkei aufzunehmen. Des- 
halb werden wir das themati- 
sieren. Wir machen das ver- 
antwortungsvoll und mit 
Blick auf eine ganz spezielle 
Partnerschaft mit der Türkei. 
Wir werden uns weder vom 
Bundesaußenminister noch 
vom Bundeskanzler, die uns 
unredliche Motive unterstel- 
len, von diesem Weg abbrin- 
gen lassen, so laut sie auch 
immer rufen und so taktisch 
sie auch immer argumentie- 
ren. Es geht nicht nur um die 
Europawahl im nächsten 
Jahr, sondern es geht auch 
um die Wahl des Bundesprä- 
sidenten. Wir, CDU und 
CSU, werden Anfang des 
Jahres gemeinsam mit der 
FDP einen Vorschlag unter- 
breiten. Im nächsten Jahr 
geht es auch um wichtige 
Landtagswahlen. Mit Georg 
Milbradt an der Spitze wird 
die CDU Sachsen am 19. 
September wieder die Wahl 
gewinnen. 

Bericht von Hartmut Nassauer, Vorsitzender CDU/ 
CSU-Gruppe im Europäischen Parlament 

Ich bin ganz sicher, lieber 
Georg Milbradt, dass das 
Werk und die Leistung, all 
das, was Sie erreicht haben, 
so überzeugend ist, dass der 
19. September mit unserer 
gemeinsamen Arbeit ein 
Siegestag für die Union in 
Sachsen sein wird. Liebe 
Freunde in Sachsen, euch 
wird sowieso nichts anderes 
übrig bleiben, denn die 
Thüringer werden schon am 
13. Juni mit Dieter Althaus 
in Vorlage getreten sein. 
Was Bernhard Vogel und 
die Thüringer CDU gemein- 
sam mit den Menschen in 
Thüringen aufgebaut haben, 
ist großartig. Deshalb möch- 
te ich, lieber Bernhard Vo- 
gel, Ihnen persönlich an die- 
ser Stelle sagen: Zwölf Jahre 
waren Sie Ministerpräsident 

von Rheinland-Pfalz, elf 
Jahre Ministerpräsident von 
Thüringen. Mittlerweile 
sind Sie 43 Jahre Mitglied 
unserer Partei, immer mit ei- 
nem  offenen   Ohr,   einem 
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§anz feinen Gespür und kla- 
ren Worten. Das ist eine Lei- 
tung, die in unserer Partei 
ihresgleichen sucht. Die Art 
und Weise, wie Sie das Amt 
an Dieter Althaus übergeben 
haben, steht stellvertretend 
für den Stil, mit dem Sie Po- 
htik gemacht haben. Herzli- 
chen Dank, lieber Bernhard 
Vogel. Lieber Jürgen Rütt- 
gers, 1999 hat die CDU in 
Nordrhein-Westfalen   un- 
endlich viele rote Rathäuser 
erobert. Ich bin mir sicher, 
dass 2004 noch welche dazu 
kommen. Nordrhein-West- 
falen - das spürt jeder, der in 
dem Land ist - steht vor dem 
Farbwechsel. Der Kommu- 
nalwahlerfolg wird der erste 
Schritt zu einem richtigen 
Stabwechsel   im   Herzland 
der Sozialdemokratie sein. 
Lieber Jürgen Rüttgers, wir 
Werden das gemeinsam mit 
dem       nordrhein-westfäli- 
Schen   Landesverband   an- 
Packen. Sie haben unsere 
volle  Unterstützung.     Ich 
habe die nordrhein-westfäli- 
Sche Kommunalwahl stell- 
vertretend für acht Kommu- 
nalwahlen im nächsten Jahr 
genannt. Wir sind stark in 
den Kommunen, weil Hun- 
derttausende von CDU-Mit- 
gliedern vor Ort jeden Tag 
hart arbeiten. Wir sind stark 
ln den Bundesländern, weil 
die Menschen sehen, dass es 
dort, wo die Union regiert, 
Lösungen   statt   Losungen 

gibt. Wir sind stark im Deut- 
schen Bundestag, weil un- 
sere Fraktion kämpferisch 
und entschlossen ist. Wir 
sind stark, weil wir gemein- 
sam wissen: „Weiter so" 
geht nicht. Die Antworten 
der Bundesregierung ken- 
nen wir. Wir gehen weiter. 
Wir sagen, wir wollen unser 
Ziel in den nächsten zehn 
Jahren erreichen, und wir 
dürfen dieses Ziel keine Se- 
kunde aus den Augen ver- 

lieren. 
Deshalb geht es bei Ge- 

sundheit und Pflege nicht 
mehr darum, zu erkennen, 
dass es eine Reform inner- 
halb des Systems nicht mehr 

geben 
kann; es 
geht nur 
noch 
darum, zu 
entschei- 
den, ob 
wir Bür- 
gerversi- 
cherung 
oder Prä- 
mienmo- 
dell wol- 
len. In der 
Frage der Familien geht es 
nicht mehr darum, ob wir Fa- 
milien gegenüber Kinderlo- 
sen fördern wollen, sondern 
wir müssen uns im Detail da- 
mit beschäftigen, ob wir das 
über das Steuersystem oder 
innerhalb des Sozialversi- 
cherungssystems machen. 

Auch im Einkommensteuer- 
system stellt sich ioerhaupt 
nicht mehr die Frage, ob man 
so irgendwie weitermachen 
kann, sondern die Frage ist: 
Wollen wir uns mit lalbher- 
zigen Schritten begnügen 
oder wagen wir aas, was 
Friedrich Merz vorgeschla- 
gen hat, nämlich einen wirk- 
lichen Systemwccnsel? Es 
geht auch nicht mein um die 
Frage, ob der Föderalismus 
noch irgendwie .;c veiter- 
wursteln kann, sondern wir 
müssen uns fragen, ob wir es 
schaffen, das Subsiciaritäts- 
prinzip wirklich dirchzu- 
setzen, oder ob wir wieder in 
den Zentralismus \-r fallen. 

Sachsens Ministerpräsident Gears- Milbradt beim Grußwort 

wie es unsere poetischen 
Wettbewerber wol'en. Das 
ist die Frage, vor der -vir ste- 
hen! 

Liebe Freunde. iuch bei 
der Forschung geh- 5S nicht 
mehr um die Frage, dass wir 
etwas tun müssen, dass wir 
besser werden müssen; aber 
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wir werden uns schon mit der 
Frage befassen müssen, ob 
wir dabei im Blick auf An- 
fang und Ende des Lebens die 
Forschung beliebig sein las- 
sen oder ob wir trotz unse- 
res Bekenntnisses zur For- 
schung Anfang und Ende des 
Lebens unverrückbar als 
Werte behalten wollen, die 
auch der Forschung nicht ge- 
opfert werden dürfen.In der 
Außenpolitik geht es nicht 
um die Frage, dass wir uns 
mit den Gefahren des Terro- 
rismus beschäftigen müssen; 
wir werden nur die Frage zu 
beantworten haben, ob wir 
das mit beliebigen Bündnis- 
sen machen - je nachdem, 
wie es uns passt - oder ob wir 
ein verlässlicher Partner in 
Europa und mit Amerika 
sind. Das ist die Alternative, 
vor der wir stehen. Wenn 
man einmal in zehn Jahren 
auf unser Land von heute 
zurückblickt, dann wird man 
sagen: Die wussten wenig- 
stens, dass sie etwas tun müs- 
sen. Vielleicht heißt die Ant- 
wort aber auch: Die Christ- 
lich Demokratische Union 
wusste, wie sie es tun musste. 
Die Christlich Demokrati- 
sche Union hat verstanden: 
Es waren die zweiten Grün- 
derjahre dieser Republik. 
Wir, die Christlich Demo- 
kratische Union, sind zutiefst 
davon überzeigt: Deutsch- 
land kann mehr. Wir wissen, 
unser Land  braucht einen 

17. Partei/tag: die Weichen wurden gestellt 

neuen Anfang. „Ich glaube 
nicht an ein Schicksal, das 
uns ereilt, ganz gleich, was 
wir tun." Das sagte Ronald 
Reagan in seiner ersten 
Amtseinführungsrede. Er 
fuhr fort: „Ich glaube an ein 
Schicksal, das uns ereilt, 
wenn wirnichts tun."-Liebe 
Freunde, ja, wir haben uns 
entschlossen, etwas zu tun. 
Wir haben uns entschlossen, 
das Notwendige für Deutsch- 
land zu tun. 

Liebe Freunde, wir sind 
Opposition - noch -, die an- 
deren regieren - noch -, aber 
jeder spürt: Der Wind dreht 
sich, die Uhr für Herrn 
Schröder und Rot-Grün 
läuft ab, langsam, aber uner- 
bittlich. Niemand weiß, 
wann es so weit ist, ob 2006 
oder schon vorher, aber 
wann immer die Zeit ge- 
kommen ist, liebe Freunde, 
ich kann sagen: Sie wird uns 
für die Übernahme von Ver- 
antwortung bereit finden. 
Das ist die Botschaft dieses 

Parteitages. Sie wird uns be- 
reit finden in der großen Tra- 
dition unserer Partei, aus 
Liebe zu unserem Land und 
in Verantwortung gegenü- 
ber den Menschen, bereit, 
willens und in der Lage, das 
Erforderliche zu tun. Das ist 
auch heute nicht anders als 
zum Zeitpunkt der Grün- 
dung der CDU, und deshalb 
sage ich es mit dem letzten 
Satz des Gründungsaufrufs 
der CDU: „voll Gottver- 
trauen unseren Kindern und 
Enkeln eine glückliche Zu- 
kunft erschließen." Das ist 
das einigende Band: dass 
wir uns bemühen, in Verant- 
wortung vor den Gründern 
unserer Partei und in Ver- 
antwortung vor den Kindern 
und Enkeln von heute sagen 
zu können: Wir haben das 
Richtige angepackt, wir ha- 
ben das Richtige getan, wir 
waren mutig, wir haben uns 
der Verantwortung gestellt, 
und wir können der Ge- 
schichte ins Auge sehen. 
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CDU mit neuer Werbelinie 
Erkennbarkeit und Un- 
verwechselbarkeit in der 
öffentlichen Kommunika- 
tion sind unverzichtbar. 

Sicher lebt die Positionie- 
rung der CDU in den Köpfen 
der Menschen zu allererst 
von Inhalten und von den 
Menschen, die dafür stehen. 
Aber ein gelungener visuel- 
ler Auftritt kann dies wirk- 
sam unterstützen. Bundes- 
vorstand, Generalsekretäre 
Und Geschäftsführer der 
Landesparteien, sowie die 
Kommission „Bürgerpartei 
CDU" waren sich darin ei- 
nig, das Erscheinungsbild 
unserer Partei weiterzuent- 
wickeln. 

Zentrales Anliegen war 
es, die unverwechselbare 
Starke unserer Partei, die 
Verbindung von Gemein- 
samkeit und Vielfalt, zum 
Ausdruck zu bringen. Die 
CDU von Flensburg bis Kon- 
stanz hat jeweils eine eigener 
^gung. Das neue Erschei- 
nungsbild soll beides leisten: 
die Gemeinsamkeit stärken 
und der Vielfalt Raum geben. 
Dazu erklärte CDU-General- 
sekretär Laurenz Meyer an- 
lässlich der Vorstellung der 
neuen Werbelinie: „Meine 
herzliche Bitte ist: Machen 
Sie mit bei der Umsetzung - 
dort, wo Sie Verantwortung 
tragen. Niemand wird eine 
vollständige Umsetzung von 

heute auf morgen leisten kön- 
nen, auch die Bundespartei 
nicht. Entscheidend ist, jetzt 
das Ziel zu setzen und mit der 
Realisierung zu beginnen. 
Die CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle wird Sie dabei mit An- 
wendungs- und Arbeitshilfen 
unterstützen." 

Folgende Elemente prä- 
gen das neue Erscheinungs- 
bild der CDU: 

Das Logo 

Die Anwendung des Lo- 
gos variiert in den Par- 
teigliederungen oft so stark, 
dass ein gemeinsamer Auf- 
tritt in der Kommunikation 
nicht immer erkennbar ist. 
Es war das Ziel, ein Design 
zu entwickeln, das unsere 
Gemeinsamkeiten betont 
und dennoch 
flexibel ist. Mit 
dem neuen Lo- 
go werden die 
Buchstaben 
wahrnehmba- 
rer und prägnanter. Die neue 
Schriftart ist optisch eine 
Evolution und kein Bruch. 
Sie bleiben unverwechsel- 
bar und haben ihren Charak- 
ter gestärkt: kraftvoll und 
dynamisch. 

Das rote Logo, dessen 
Farbe nicht geändert wurde, 
wird auf einem weißen Hin- 

tergrund (die so genannte 
„Schutzzone") eingesetzt, 
damit es auf Plakaten, Bro- 
schüren usw. noch stärker 
ins Auge fällt. In diesem 
Weißraum sol len neben dem 
Logo lediglich Gliederungs- 
bezeichnungen zulässig 
sein, also Verbandsbezeich- 
nungen wie CDU Muster- 
stadt. Bei Anwendung des 
Logos auf weißen Flächen, 
wie z.B. bei Visitenkarten, 
Briefpapier oder Flugblät- 
tern, wird die Logoschutz- 
zone hellgrau hinterlegt. 
Um regionalen Signets Platz 
zu geben, wurde neben dem 
CDU-Logo ein definierter 
Raum eingerichtet. Die Po- 
sitionierung dieser Symbole 
in einem eigenen Raum ne- 
ben dem CDU-Logo bringt 
beides optisch besser und 
klarer   zur   Geltung.   Die 

CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle nutzt diese Möglich- 
keit im Rahmen des Europa- 
wahlkampfes 

Die Schrift 

Die   Bundespartei   ver- 
wendet derzeit die Schriftart 
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„Franklin Gothic". In den 
Verbänden werden unter- 
schiedliche Schriftarten ge- 
nutzt. Die „Franklin Gothic" 
hat sich zwar bewährt, sollte 
jedoch in Sachen Lesbarkeit 
optimiert werden. Deshalb 
wird künftig die Schriftart 
„FF Kievit" als optimierte 
Weiterentwicklung einge- 
setzt und den Verbänden zur 
Verfügung gestellt. 

Die Farben der CDU 

Die Farbe Blau wird in- 
zwischen von vielen Par- 
teien eingesetzt; sie ist damit 
kein Markenzeichen der 
CDU mehr, da sie Werbe- 
mittel in Konkurrenz zu an- 
deren Parteien verwechsel- 
bar macht. Trotzdem wird 
Blau auch weiterhin eine 
wichtige Kommunikations- 
farbe bleiben, z.B. für fern- 
sehtaugliche Bühnen, Rück- 
wände usw. Daneben soll 
eine Akzentfarbe angeboten 
werden, die eine stärkere op- 
tische Differenzierung im 
Parteienwettbewerb ermög- 
licht. Bestimmte Farben 
kommen nicht in Betracht, 
da sie politisch belegt sind 
(Rot, Grün, Gelb). Daher 
lautet die Empfehlung, 
Orange als optimale Ak- 
zentfarbe in der Kommuni- 
kation der CDU einzusetzen. 
Sie wird von keiner anderen 
Partei eingesetzt und macht 

die Werbung der CDU damit 
unverwechselbar. 

Für Sie in Europa. 

Peter Muster 

[CDU 

Die Europawahllinie 
der CDU 

Die Bundespartei wird ab 
dem Bundesparteitag in 
ihrem Auftritt alle Basisele- 
mente der neuen Werbelinie 
einsetzen. Sie wird im Euro- 
pawahljahr folgende Ak- 
zente einsetzen: • ein 
Deutschland/Europa-Flag- 
gen-Signet als Logozusatz m 
ein Layout für Plakate, Bro- 
schüren, Werbemittel usw. 
mit einem Orange-Akzent. 

Umsetzung 

Die Bundespartei hat 
zum Parteitag in Leipzig ihr 
neues Erscheinungsbild und 
die Werbeline für die Euro- 
pawahl eingeführt. Die 
Gliederungen und Vereini- 

gungen erhalten durch die 
CDU-Bundesgeschäftsstelle 
umfangreiche Arbeitshilfen 
(Handbuch, CD-Rom). Das 
Prinzip ist: Wo CDU drin ist, 
muss auch CDU draufste- 
hen. Für alle gilt: Was neu 
produziert wird, wird im 
neuen Erscheinungsbild 
produziert. Was da ist, muss 
nicht weggeworfen werden. 

Für weitere Informatio- 
nen und Rückfragen steht 
Ihnen im Konrad-Adenau- 
er-Haus Herr Olaf Dem- 
binski (Telefon: 030/22070- 
380; E-Mail ci@cdu.de) 
gern zur Verfügung. Um- 
fangreiche Informationen, 
auch zur Gestaltung von In- 
ternetseiten, finden Sie auf 
unserem Cl-Portal im Inter- 
net unter www.ci.cdu.de. 

Die ersten Tage der 
neuen CI 

Nach dem Parteitag in 
Leipzig haben bereits zahl- 
reiche Kreis -und Ortsver- 
bände die ersten „Schritte" 
im neuen Erscheinungsbild 
unternommen. Zum Bei- 
spiel wurden die Internet- 
seiten der Kreisverbandes 
Neuss (www.cdu-kreis- 
neuss.de), der CDU-Wil- 
mersdorf (www.cdu-wil- 
mersdorf-sued.de) und der 
CDU-Willich (www.edu- 
willich.de) innerhalb kür- 
zester Zeit umgestellt. 



AUS    GEGEBENEM    ANLASS 

Weihnachten: der „politische" 
Geschenktipp 

Weihnachten kommt bestimmt und je 
näher der 24. Dezember rückt, stellt sich 
die Frage: „Was soll ich schenken?" Oder 
haben Sie selbst noch Platz auf ihrem 
Wunschzettel? Ob jung oder alt, bei den 
in Zusammenarbeit mit der Konrad- 
Adenauer-Stiftung herausgegebenen 
Büchern werden Sie bestimmt fündig. 

Bernhard Vogel (Hrsg.): 
Religion und Politik 
Herder, Freiburg 2003 
416 Seiten, 18 Euro 
ISBN 3-451-20475-4 

Manfred Agethen/Gün- 
ter Buchstab (Hrsg.): 
oppositions- und Frei- 
heitsbewegungen im 
früheren Ostblock 
Herder, Freiburg 2003, 
220 Seiten, 12 Euro 
ISBN 3-451-20193-3 

J. Aretz/G.Buchstab/J.- 
D. Gauger (Hrsg.): 
Geschichtsbilder 
Weichenstellungen 
deutscher Geschichte 
nach 1945, Herder, Frei- 
burg 2003,296 Seiten, 
13 EuroJSBN 3-451 - 
20329-4 

Ehrhart Neubert: 
Ein politischer Zwei- 
kampf in Deutschland 
Die CDU im Visier der 
Stasi, Herder, Freiburg 
2002,268 Seiten, 13 Euro 
ISBN 3-451-28016-7 

W. Becker/G. Buch- 
stab/A. Doering-Man- 
teuffel/R. Morsey: 
Lexikon der Christlichen 
Demokratie in Deutsch- 
land, Schöningh, Pader- 
born 2002 
809 Seiten, 50 Euro 
ISBN 3-506-70779-5 

Brigitte Kaff (Hrsg.): 
Junge Union 1945-1950 
Jugendpolitik in der so- 
wjetisch besetzten Zone 
Herder, Freiburg 2003 
309 Seiten, 14 Euro 
ISBN 3-451-20442-8 

R. H. Hasse/H. Schnei- 
der/K. Weigelt (Hrsg.): 
Lexikon Soziale Markt- 
wirtschaft, Wirtschafts- 
politik von A bis Z 
Schöningh, Paderborn 
2002, UTB-Reihe 
527 Seiten, 18,90 Euro 
ISBN 3-8252-2325-6 

Lexikon Soziale 
Marktwirtschaft 
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KARL-JOSEF  LAUMANN: 

Arbeitslosenzahlen 
weiter bedenklich 

Zur Bekanntgabe der Ar- 
beitslosenzahlen für den 
November 2003 durch die 
Bundesanstalt für Arbeit 
erklärte der Vorsitzende 
der Arbeitgruppe Wirt- 
schaft und Arbeit: 

Der erste Eindruck bei 
den neuesten Arbeitsmarkt- 
daten täuscht: Eine „günstige 
Entwicklung", wie von der 
Bundesanstalt diagnosti- 
ziert, kann beim besten Wil- 
len nicht erkannt werden. 
Hier war wohl - zum letzten 
Mal - der Medienberater von 
Herrn Gerster am Werk. 

Rund 4,2 Millionen Ar- 
beitslose insgesamt, 160.000 

mehr als im Vorjahr und 
450.000 Beschäftigte weni- 
ger als noch vor einem Jahr 

LAURENZ   MEYER 

Schröder darf Arbeitsmarktreform nicht blockieren! 
Die neuen Arbeitsmarkt- 
zahlen zeigen vor allem ei- 
nes: Statt teurer PR-Gags 
aus Nürnberg braucht 
Deutschland endlich Re- 
formen am Arbeitsmarkt. 
Nur so erreichen wir mehr 
Flexibilität und damit 
mehr Neueinstellungen. 
Bundeskanzler Schröder 
darf dies im Vermitt- 
lungsausschuss nicht blo- 
ckieren. 

Reformen am Arbeits- 
markt sind die Vorausset- 
zung dafür, dass Steuer- 
erleichterungen überhaupt 
Wirkung zeigen können. 
Schröder selbst hat in seiner 
Agenda angekündigt: Wenn 
es keine freiwilligen Verein- 
barungen der Tarifpartner 
gibt, dann werde er für ge- 
setzliche Regelungen sor- 
gen. Jetzt muss er zu seinem 
Wort stehen. 

Doch offensichtlich hat- 
te der Kanzler i m November 
ausschließlich damit zu tun, 
seinen Parteitag ruhig zu 
stellen. Und Schröders 
Mann in Nürnberg beschäf- 
tigte sich derweil mit teuren 
und fragwürdigen PR-Ak- 
tionen. Doch für die Ar- 
beitslosen ist nichts gesche- 
hen. Statistische Taschen- 
spielereien kaschieren nur 
mühsam, dass unter Schrö- 
der Stagnation herrscht. 
Hauptziel von Schröder und 
Gerster ist nur noch eines: 
Das Verkaufen von 
schlechter Politik - und das 
ist in jeder Hinsicht zu teuer 
für die Arbeitslosen und un- 
ser Land. 

Den wahren Zustand in 
Deutschland offenbaren die 
Beschäftigtenzahlen des 
Statistischen Bundesamtes: 
450.000 Menschen sind im 

November weniger in Arbeit 
als im Vorjahr. Fast so viele 
Bürger, wie Dresden Ein- 
wohner hat, verabschieden 
sich aus dem Erwerbsleben 
und fallen als Steuerzahler 
und als Sozialversicherte 
aus. Jede Viertelstunde 
schließt in Deutschland ein 
Unternehmen für immer. 
Creditreform kündigt für 
2003 erneut Rekordzahlen 
bei den Konkursen an. Allein 
dadurch drohen in Deutsch- 
land über 600.000 Arbeits- 
plätze wegzufallen. 

All dies sind Zahlen, die 
den Kanzler warnen sollten: 
Es muss Schluss sein mit 
Schröders Rücksichtnahme 
auf die Betonköpfe in der 
SPD. Der Kanzler muss jetzt 
im Vermittlungsausschuss 
zeigen, dass er nicht zuerst an 
seine Partei denkt, sondern 
an unser Land. 
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s>nd alles andere als eine 
»günstige Entwicklung" für 
unser Land. Es gibt keine 
Wende am Arbeitsmarkt. 

Der stetige Rückgang der 
Beschäftigten und damit 
derjenigen, die Beiträge in 
die sozialen Sichcrungssy- 
steme entrichten, bedeutet 
für diese Systeme und für 
unsere Volkswirtschaft die 
größte Bedrohung. Hier ero- 
diert die wichtigste Grund- 
lage unserer Gesellschaft. 
Seit genau zwei Jahren sinkt 
die Zahl derjenigen, die 
überhaupt noch einen Job 
haben. Heute sind weniger 
Menschen beschäftigt als 
1999. 

Der Arbeitsmarkt braucht 
dringend Reformen. Es 
wäre höchste Zeit, dass die 
Bundesregierung hier end- 
lich zu mutigen Schritten 
käme. Bedauerlicherweise, 
arjer nicht wirklich überra- 
schend, blockiert sie bislang 
notwendige und maßvolle 
Reformen im Vermittlungs- 
aussschuss und unterwirft 
sich damit kritiklos den 
Vorgaben der Gewerk- 
schaften. Dies gilt sowohl 
für betriebliche Bündnisse 
für Arbeit, für den Kündi- 
gungsschutz als auch für die 
künftige Organisation der 
Betreuung von Langzeitar- 
beitslosen. An keinem die- 
ser Punkte hat sich die Re- 
gierung bisher entschei- 
dend bewegt. 

KATHERINA   REICHE: 

Zwangsabgabe 
verantwortungs- 

los 

Zu den aktuellen Zahlen 
der Bundesanstalt für Ar- 
beit zum Lehrstellenmarkt 
erklärte die bildungspoli- 
tische Fraktionssprecherin: 

Ende November verrin- 
gerte sich die Zahl der am 30. 
September noch unversorg- 
ten Jugendlichen nach 6.600 
im Oktober um weitere 
7.100 auf 21.300. 6.100 ge- 
meldete Stellen sind noch 
unbesetzt. Der Lehrstellen- 
markt bleibt in Bewegung. 

Die Lehrstellen-Nachver- 
mittlungsaktion der Bundes- 
anstalt für Arbeit und der Un- 
ternehmen, die bis zum 30. 
Dezember läuft, kommt da- 
mit in die Zielgerade. Die An- 
strengungen dürfen nicht 
nachlassen. Jede zusätzliche 
Lehrstelle zählt. Die Jugend- 
lichen brauchen eine Perspek- 
tive und sind auch selbst auf- 
gefordert, bei einem Lehrstel- 
lenangebot zuzugreifen, auch 

wenn es sich nicht um den 
Traumberuf handelt. 

Die Nachvermittlungsak- 
tion wurde empfindlich durch 
den Parteitagsbeschluss der 
SPD gestört, dereine Zwangs- 
abgabe fordert. Allein schon 
die permanente Diskussion 
darüber zerstört weiter das 
Vertrauen der Unternehmer 
in die Verlässlichkeit der Re- 
gierungspolitik. 

Die aktuelle Datengrund- 
lage rechtfertigt in keiner 
Weise die Einführung einer 
solchen Zwangsabgabe. Für 
unzureichende Vermitt- 
lungsergebnisse trägt jetzt 
die Bundesregierung die po- 
litische Verantwortung. 

MARIA   BöHMER: 

Frauen bei Rente 
benachteiligt 

Zu den Rentenplänen der 
rot-grünen Bundesregie- 
rung erklärte die stellver- 
tretende Fraktionsvorsit- 
zende: 

Frauen gehören bei den 
derzeitigen Plänen der Bun- 
desregierung zur Rente ein- 
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deutig zu den Verliererinnen. 
Da Frauen im Monat 

durchschnittlich 500 Euro 
weniger Rente erhalten als 
Männer, sind sie von gerin- 
geren Rentenanpassungen in 
stärkerem Maße betroffen. 
Sie werden demnächst noch 
weniger in ihrem sowieso 
schon schmalen Portemon- 
naie zur Verfügung haben. 

Die Bundesregierung will 
auch bei der Anrechnung von 
Ausbildungszeiten den Rot- 
stift ansetzen. Insbesondere 
die Frauen, die durch Kin- 
dererziehungs- und Pflege- 
zeiten Schwierigkeiten ha- 
ben, genügend Rentenjahre 
für ihren Rentenanspruch an- 
zusammeln, werden dadurch 
zusätzlich benachteiligt. Die 
Folge: Das Rentenniveau 
von Frauen sinkt noch weiter. 

Die Riester-Rente hat sich 
auf der ganzen Linie als Flop 
erwiesen. Bei der derzeitigen 
Regelungerhalten Frauen für 
den gleichen eingezahlten 
Beitrag weniger Rente im Al- 
ter ausbezahlt als Männer. Da 
Frauen in der Regel auch we- 
niger verdienen und damit 
weniger Möglichkeiten ha- 
ben, privat vorzusorgen, 
wirkt sich das doppelt nega- 
tiv aus. Verbraucherschutz- 
ministerin Künast hat sich 
mit ihrer Forderung, keine 
Unisex-Tarife zuzulassen, 
offenbar im Kabinett durch- 
gesetzt und damit den Frauen 
einen Bärendienst erwiesen. 

Auch in der betrieblichen 
Altersvorsorge haben die 
Frauen gegenüber ihren Kol- 
legen das Nachsehen: We- 
gen geringerer Erwerbsbe- 
teiligung, kürzeren Betriebs- 
zugehörigkeiten, niedrige- 
ren Entgelten und Teilzeitar- 
beit fallen die Betriebsrenten 
von Frauen geringer aus. 

Die Union fordert deshalb 
eine stärkere Berücksichti- 
gung der Lebenssituation 
von Frauen bei der Umge- 
staltung des Rentensystems 
und eine bessere Anerken- 
nung der Kindererziehung in 
der Rente. 

Die Union will das Ren- 
tensystem nicht auf Kosten 
der Frauen sanieren - im Ge- 
genteil, wir wollen für Frauen 
einen Ausgleich für die Er- 
ziehungsarbeit schaffen, die 
bis heute hauptsächlich im- 
mer noch die Frauen leisten. 
Denn es darf nicht sein, dass 
Frauen aufgrund der Kinder- 
erziehung im Alter in die Ar- 
mutsfalle geraten. 

DIETRICH AUSTERMANN: 

Nürnberger 
Menetekel 

Zum Haushaltsentwurf 
2004 der Bundesanstalt für 
Arbeit (BA) erklärte der 
haushaltspolitische Frakti- 
onssprecher: 

Die Bundesregierung 
wird in den nächsten Tagen 

den Haushaltsentwurf 2004 
der Bundesanstalt für Arbeit 
beraten und genehmigen- 
Die Zahlen des Nürnberger 
Entwurfs lassen für die Ar- 
beitsmarktentwicklung 2004 
nichts Gutes erwarten. Der 
nach dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zu Hartz 
IV vorgesehene so genannte 
Aussteuerungsbetrag von 
über 3 Mrd. € ist im Haus- 
haltsentwurf der BA nicht 
einmal vorsorglich berück- 
sichtigt. Die Beitragseinnah- 
men der BA sinken um über 
2 % bzw. um 1,1 Mrd. €; 
gleichzeitig steigen die Aus- 
gaben für das Arbeitslosen- 
geld um rd. 20 % bzw. um 5,1 
Mrd. € auf knapp 31,5 Mrd. 
€. Ein Nürnberger Menete- 
kel: Es wird 2004 noch weni- 
ger Beschäftigung und noch 
mehr Arbeitslose geben! 

Die aus dem Haushalts- 
entwurf erkennbare Vor- 
schau auf das nächste Jahr ist 
um so bedrückender, als ge- 
radejüngste, in Nürnberg be- 
stätigte Meldungen über etwa 
1,3 Millionen statistisch nicht 
mehr  mitgezählte   Arbeits- 
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lose zu dem Schluss führen, 
dass wir heute, auf statistisch 
vergleichbarer Basis zu den 
neunziger Jahren, von etwa 
*>5 Millionen Arbeitslosen 
ausgehen müssen. 

Die Kürzungen bei den 
krrnessensleistungen der ak- 
tiven Arbeitsförderung (Ka- 
Pitel 2), also beispielsweise 
"ei den so genannten Ar- 
°eitsbeschaffungsmaßnah- 
men, erscheinen mit rd. 3,2 
^rd. € auf den ersten Blick 
^eindruckend. Dem stehen 
allerdings teilweise kompen- 
sierend wirkende Leistungs- 
ausweitungen in Kapitel 3 
gegenüber. Dort sollen für 
die berufliche Rehabilitation 
insgesamt rd. 800 Mio. € 
^ehr ausgegeben werden. 
&ei der Förderung selbstän- 
diger Tätigkeit beträgt der 
Aufschlag 500 Mio. €, bei 
den   Existenzgründungszu- 

schüssen knapp 400 Mio. € 
und bei der Altersteilzeit im- 
mer noch fast 230 Mio. €! 

Das von der Bundesregie- 
rung so hoch gelobte Jugend- 
sofortprogramm wird um rd. 
500 Mio. € auf weniger als 
die Hälfte gekürzt; bei den 
Mitteln für die Beauftragung 
Dritter mit der Vermittlung 
bleiben nach einer Kürzung 
u in 90 % gerade noch 20 M i o. 
€im Ansatz übrig! 

Diesen - angesichts frü- 
herer rot-grüner Lobgesänge 
- nur schwer nachvollzieh- 
baren Kürzungen stehen 
Mehrausgaben bei den Ver- 
waltungsausgaben gegenü- 
ber, die mindestens genau- 
so schwer nachvollziehbar 
sind: Insgesamt steigen die 
Verwaltungsausgaben um 
etwa 300 Mio. €, wovon der 
Löwenanteil von etwa 2/3 
auf die Informationstechnik 

entfällt, für die 2004 fast 
doppelt so viel ausgegeben 
werden soll wie 2003. Noch 
dramatischer ist der Anstieg 
der Ausgaben für Öffent- 
lichkeitsarbeit, die von 14,6 
Mio. € auf 41,8 Mio. € fast 
verdreifacht werden. Gera- 
dezu exorbitant ist der An- 
stieg der Ausgaben für Sach- 
verständige von 832.000 € 
auf 40,2 Mio. €! 

Diese Steigerungsraten 
müssen knochenhart begrün- 
det werden - erst recht ange- 
sichts der Kürzungen an an- 
derer Stelle. Die Bundesan- 
stalt für Arbeit ist - und bleibt 
- in erster Linie eine Versi- 
cherung gegen das Risiko Ar- 
beitslosigkeit. DieBAistkein 
Unternehmen - und sie ist 
noch weniger eine PR-Agen- 
tur! Das sollte sich auch in der 
Entwicklung ihrer Haus- 
haltszahlen widerspiegeln. 

KLAUS   BRAHMIG/JURGEN   KLIMKE: 

EU-Erweiterung: Information verbessern 
Anlässlich der bevorste- 
henden EU-Osterweite- 
rung fordern der touris- 
muspolitische Sprecher 
der CDU/CSU Bundes- 
tagfraktion und der zu- 
ständige Berichterstatter: 

Neben dem „Zusammen- 
schlussderHerzen"mussdie 
Informationspolitik über die 
EU-Erweiterung erheblich 
verbessertwerden. DennBe- 

darf gibt nicht nur bei den 
„Neuen" in der EU, sondern 
auch auf deutscher Seite-bei 
Bürgern, Institutionen und 
Kommunen. Um die wirt- 
schaftliche und kommunale 
Zusammenarbeit zu fördern, 
soll nach dem Willen der 
CDU/CSU-Bundestagfrak- 
tion der Jugend- und Kultur- 
austausches intensiviert, In- 
formationsveranstaltungen , 

in denen Verantwortliche 
und Ansprechpartner von 
Handelskammern, Indu- 
strieverbänden und Gewerk- 
schaften zusammenkom- 
men, durchgeführt und die 
hervorragende Arbeit des 
Städte- und Gemeindebun- 
des unterstützt werden. Als 
Vorbild dienen die Verbin- 
dungen zu westeuropäi- 
schen Kommunen. 
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